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Nr. 24. Mittag: Ausgabe. 


Die Debatten über das Zuſtändigkeits⸗Geſetz. 

Unſer Berliner A:GCorrefponvent ſchreibt: 

Zweltägige Berathungen des Abgeordnetenhauſes über das neue 
Geſetz, betreffend die Zufländigkeit der Verwaltungsbehörden und der 
Verwaltungsgerichte, zeigen vielfach, wie tief wir in die reactlonären 
Strömungen hinelngerathen find und wie wenig Ausſicht vorhanden 
iſt, in dieſem Landtage andere als reactlonär⸗bureaukratiſche Geſetze 
zu Stande zu bringen. Die beim Mangel der Landgemeindeordnung 
und bei vielen Fehlern der Kreisordnung und nech mehr der Pro⸗ 
vinzialordnung recht mäßige Selbtverwaltung der ſogenannten Kreis⸗ 
ordnungsprovinzen Oft: und Weſtpreußen, Pommern, Schleſien, 
Brandenburg und Sachſen ſoll durch das neue Geſetz in wichtigen 
Punkten zu Gunſten der bureaukratiſch organifitten Beamtenhierarchte 
abgeſchwächt oder ganz beſeitigt werden, zugleich aber ſoll dies Geſetz 
auch für die anderen Provinzen (Poſen, Weſtfalen, Rheinland, Han⸗ 
nover, Schleswig⸗Holſtein, Heſſen⸗Naſſau) gelten, jedoch, wle das im 
vorigen Jahre zu Stande gebrachte Behoͤrden⸗Organtiſationsgeſetz, rf 
dann, wenn dieſe Provinzen neue Kreis- und Provinzialordnungen 
bekommen haben. Da hierüber bei den meiſten Provinzen noch 
viele Jahre vergehen werden, iſt ſolche Arbeit auf Lager 
um fo bedenklicher, als die communalen Verhäliniſſe in den 
weſtlichen und ebenſo in den annectirten Provinzen bei der ab⸗ 
weichenden Verthellung des Grundeigenthums zwiſchen größerem 
und kleinerem Beſitz ſehr verſchleden von denen in den Kreisordnungs⸗ 
provinzen find. Freilich bei dem Behoͤrdenorganiſationsgeſetze 18 man 
ebenſo verfahren; dieſes erhielt im vorigen Jahre kurz vor der Be⸗ 
rathung des kirchenpolitiſchen Geſetzes recht reactionäre Beſtimmungen, 
weil das Centrum damals gar eifrig war, falls Bennigſen und feine 
Freunde einmal verſagten, die conjervativ:clericale Mehrheit für die 
Regierung herzuſtellen. Die damaligen Leiſtungen ziehen Conſequenzen 
nach ſich: heute gelingt es weniger ld je, bei dieſem Zuſtändigkeits⸗ 
geſetz reactionäre Beſtimmungen zu hindern, well die liberalen An⸗ 
träge der Fortſchrittsparteti und der Seceſſtoniſten höchſtens die Zu⸗ 
ſtimmung der Polen und eines kleinen Theils des Centrums und hin 
und wieder einiger Nationalliberalen erhalten. Hänel's geſtrige Rede 
über die ganze Art der Geſetzgebung fand eine recht platte Entgeg⸗ 
nung des Herrn v. Rauchhaupt, der nur noch Wahlreden hält, indem 
er alle Fehler der Geſetze oder der einzelnen geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen, für welche die Conſervativen geſtimmt haben, der Fortſchritts⸗ 
partei, die dagegen geſtimmt hat, zur Laſt legt, und jo den 


wahren Sachverhalt geradezu auf den Kopf Belt, Recht bezeichnend 
für die reactionäre Geſetzmacherei find die fo oft auftauchenden (Gr 
klärungen ſolcher Conſervativer oder Freiconſervativer oder National- 


liberaler, die ſich früher einmal bei entſprechenden Beſtimmungen der 
Selbſtoerwaltungsgeſetze in liberaler oder liberaliſtrender Minderheit 
befunden haben, daß fie jetzt in Conſequenz des nun einmal An⸗ 
genommenen gegen die früher von ihnen gebilligte Verbeſſerung 
für Fortbeſtand der reactlonären Beſtimmung votiren würden! Bei 
alledem iſt die Geduld der liberalen Dppofition bewundernswerth, da 
fie hier kaum noch Nennenswerthes retten kann, daß fie ſich nach den 
Erfahrungen in der Gommiffion noch nicht damit begnügt zu pro⸗ 
teſtiren und zu negiren, und auf die Zeit zu vertröſten, in der eine 
liberale Regierung mit einer liberalen Volksvertretung auf Grund 
neuer liberaler Landgemeinde und Städteordnungen eine gründliche 
Reviſion dieſer ſogenannten Selbſtverwaltungsgeſetze vornimmt. Heute 
wurden nach einer langen Discuſſion über das Beſtätigungsrecht der 
Regierung in Anſehung der Communal » Beamten, ein Recht, 
unter deſſen mißbräuchlicher Anwendung in der Conflictszeit und nach 
derſelben faſt jede Stadt der alten Provinzen Preußens gelitten hat, 
alle fortſchrittlichen und clericalen, großentheils recht gemäßigten An⸗ 
träge zum Schutz der communalen Freiheit abgelehnt. Nut ein 
Amendement, welches auch die Nationalliberalen unterſtützten, wurde 
angenommen, — weil ke der Miniſter des Inneren, Graf zu Eulen: 
burg, nicht entſchieden dagegen erklärte, — das Amendement, daß 
künftig nur die Bürgermeiſter und deren Beigeordneten, — nicht auch 
die Stadträthe der Beftätigung bedürften. Auch dieſe Errungenſchaft 
wird ſchwerlich definitiv ſein. 


Die Regierung und der Antrag Windthorſt. 
Berlin, 15. Januar. 

g. Der Antrag Windthorſt beſchäftigte heute Morgen vor der 
Plenarſitzung des Abgeordnetenhauſes die Centrums ⸗Fractlon und 
wurde dort nach kurzer Verhandlung einſtimmig angenommen. Der 
Antrag iſt von allen Mitgliedern des Centrums und der polnifchen 
Fraction unterzeichnet. Derſelbe iſt nicht mit Motiven verſehen, es 
iſt nicht unwahrſcheinlich, daß derſelbe bereits am künftigen Mittwoch 
das Plenum des Abgeordnetenhauſes beſchäftigt. Die Fractlonen der 
Linken und aller Wahrſcheinlichkeit nach auch die Freiconferoativen 
ſtehen dem Antrage ablehnend gegenüber, in welchem man elne 
Durchlöcherung der Maigeſetze erblicken will. Die Mittheilung, es 
Debt eine beſondere Berathung des Staatsminiſterums über den An⸗ 
trag oder gar eine perſönliche Theilnahme des Fürſten Bismarck an 
den Debatten und zwar in beſonders entgegenkommender Weiſe zu 
erwarten, beruht auf Vermuthungen, die nicht elnmal in parlamen⸗ 
tariſchen Kreiſen getheilt werden. 


Vonlofficisſex Seite finden die von uns bereits erw d 
ne in Er des Windthorſt'ſchen 9 ett 
Unſere Notiz über den Antrag Windthorſt hat in der „Germanla“ 
eine ſehr unwirſche Entgegnung gefunden, es wird der Notiz Schuld 
gegeben, ſie habe eine ſofortige Antwort des Antrages behauptet, 
während er erſt heut in der Fraction geſtellt werden folle. Man 
möge uns verzeihen, daß wir einem clericalen Organ, welches vor 
uns jene Nachricht brachte, Glauben ſchenkten. Beſonders aber iſt 
die „Germ.“ erbittert darüber, daß wir von einer Meinungsverſchie⸗ 
denheit innerhalb der katholiſchen Fraetton ſelbſt und vollends von 
einer Meinungsverſchledenhelt 
Rom geſprochen haben. Die „Germania“ möge nicht verübeln, 
daß wir auch noch andere Quellen haben, als die Angaben 
des kathollſchen Blattes ſelbſt und daß wir namentlich über 
Rom unſere eigene Kenntniß haben, die zuweilen von dem 
abweicht, was uns bie „Germ.“ wiſſen laſſen will. Im vorliegenden 


zwiſchen Herrn Windthorſt und 


er 


Zweiundſechszigſter Jahrgang. — Eduard Trewendt Zeitungs-Berlag. 


Falle bleiben wir dabei, daß die Opportunität des Vorgehens von 
ſehr guten Katholiken innerhalb der Fraction bezwelfelt worden. Wir 
bleiben ferner dabei, daß man in Rom augenblicklich eine Verſchärfung 
des Kampfes nicht will. Und doch kann die Folge des Vorgehens 
der Ultramontanen in der Richtung, in welcher Herr Windthorſt ſie 
fähren will, wie auch die „Germ.“ indirect zugeſteht, wenn ſie von 
den Folgen der Ablehnung des Antrags ſpricht, nur eine Verſchärfung 
des Kampfes ſein. Mit unſerer Auffaſſung über die Stimmung in 
Rom fällt übrigens das zuſammen, was der „Köln. Ztg.“ in ver⸗ 
ſchiedenen Lesarten von dort gemeldet wird. Aus dieſen Berichten 
geht jedenfalls ſoviel hervor, daß gewichtige Stimmen in Rom für 
ein Einlenken in gemäßigtere Wege ſprechen. Bekanntlich iſt man 
auch in der ewigen Stadt und dem Vatican nicht immer eines Sinnes. 


Das Proviſorium im Staatsſecretariat des auswärtigen 


Amtes. 
Berlin, 14. Januar. 

Seit dem Wiedereintreffen des deutſchen Botſchafters bei der Pforte, 
Grafen Hatzfeldt, in Berlin hört man von verſchiedenen Seiten, derſelbe 
würde noch auf ein Jahr nach Konſtantinopel zurückkehren und dergl. m., 
um von abenteuerlichen Gerüchten, wie ſie an die Perſon des Bot⸗ 
ſchafters ſchon früher geknüpft wurden, ganz zu ſchweigen. Wir 
haben bereits vor etlichen Tagen angedeutet, daß die Abſicht, den 
Grafen Hatzfeldt an die Spitze des auswärtigen Amtes zu berufen, 
ſchwankend geworden ſei; dies trifft thatſächlich zu. Man hat wohl 
jetzt bet den erneuten Verhandlungen mit der Pforte die Leber: 
zeugung gewonnen, daß der Zeitpunkt noch nicht zu beſtimmen iſt, 
mit welchem Graf Hatzfeldt von feinem jetzigen Poſten abkoͤmmlich 
fein möchte, während man bisher dahin disponirt hatte, daß der Graf 
etwa im Juni d. J. das auswärtige Amt übernehmen konnte. Länger 
als bis zu dieſer Zeit dürfte ſich indeſſen ſchwerlich das Proviſorium 
bezüglich des erledigten Staatsſecretariats fortführen laſſen. Darauf 
hin giebt man jetzt dem Gedanken Raum, mit anderen Perſonen für 
das zuletzt genannte Amt zu verhandeln, ohne daß man ſich bisher 
nach irgend einer Seite hin entſchieden hätte. 


Die unſichtbare Hierarchie und das Juligeſetz. 

Die „L. C.“, das Organ der Seeeſſioniſten ſchreibt: Man weiß, wie viel 
Mühe derjenige Theil der Liberalen, der am 28. Juni 1880 für weſentliche 
Beſtimmungen des von dem Miniſter v. Puttkamer vorgelegten kirchen⸗ 
politiſchen Geſetzes geſtimmt und die Annahme des Juligeſetzes herbeigeführt 
bat, ſich auch jetzt noch giebt, ſein Votum zu rechtfertigen. Mit um ſo 
größerer Ueberraſchung leſen wir heute in der „K. 3.” folgendes Geſtänd⸗ 
niß: „Als vor Jahren in Folge des Culturkampfes die ſichtbare locale 
Hierarchie der katholiſchen Kirche allmälig ſchwand, da entſtand ſofort an 
ihrer Stelle die unſichtbare Hierarchie. Für den Fernſtehenden und 
namentlich den Staat nicht erkennbar, denjenigen aber, die es anlangt, be⸗ 
kannt und von ihnen anerkannt, fungiren fortwährend alle kirchlichen Inſtanzen. 
Jeder Geiſtliche weiß in jedem Falle, wann er einen Rath oder einen Dispens 
braucht, an wen er ſich zu wenden hat, und ſtets erhält, was er braucht, nur 
den dem Staate treu gebliebenen Geiſtlichen war das mitunter 
ſchwer, wie ſie allein ein Hemmniß bildeten für die abſolute Terroriſirung 
der Laien: und Geiſtlichenwelt ſeitens der unſichtbaren geiſtlichen Oberen. 
In demſelben Maße, als die Verwaiſung der Pfarreien zunahm, war Aus⸗ 
ſicht vorhanden, den ſtaatstreuen Geiſtlichen weiteren Einfluß zu verſchaffen. 
Der fünfte Artikel des Juligeſetzes, der den Hetzgeiſtlichen die ver— 
waiſten Pfarreien auslieferte, bat dieſe Möglichkeit genommen, 
und während man im Landtage über die Werthloſigkeit des Geſetztorſos 
und die ſteigende Religionsnoth der Bevölkerung declamirte und im Namen 
des katholiſchen Volkes gegen das Geſetz ſtimmte, verbreitete ſich in den 
katholiſchen Landestheilen Jubel und Triumphgeſchrei. Man baute den in 
die verwaiſten Pfarreien einziehenden Geiſtlichen Triumphbogen und 
holte ſie zur erſten Meſſe mit Fahnen und Guirlanden ab. Der Staat iſt 
beſiegt; er wird in Kurzem völlig nachgeben — fo lautete der Anfang und 
der Schluß aller Predigten, fo die ſiegesfrohe Hoffnung der renitent geblie⸗ 
benen Pfarreien. Der gleichzeitig erfolgende Einzug der Geiſtlichen 
in die Schulen und ſogar in die Schulinſpectionen konnte dieſe 
Hoffnungen nur beſtärken, die Stellung der ſtaat streuen Geiſtlichen nur 
noch doppelt erſchweren. Schon aus Rückſicht auf dieſe, die doch wahr⸗ 
haft ig Rückſicht verdient baten, hätte man Manches nicht thun dürfen, 
was ſeit einem Jahre geſchehen iſt. Durch das Juligeſetz bat 
die Regierung ihre weſentlichſte Waffe im Culturkampf 
aus der Hand gegeben; wenigſtens für mindeſtens noch 10 
bis 15 Jahre; denn bis dabin werden die vorhandenen Geiſtlichen 
reichlich genügen, alle erledigten Pfarreien mitzuverſehen. Daß Rom 
aber nur im äußerſten Falle, nur auf Trümmern nachgiebt, das weiß 
man überall, nur im preußiſchen Cultusminiſterium, wie es ſcheint, neuer⸗ 
dings nicht mehr.“ — Wir haben dieſer Verurtheilung des Juligeſetzes durch 
das große, im Centrum der katholiſchen Rheinprovinz erſcheinende Blatt 
nur noch hinzuzufügen, daß bis jetzt der Artikel 5 des Juligeſetzes der ein⸗ 
zige iſt, der zur praktiſchen Anwendung gelangt iſt. „Nach meiner Ueber⸗ 
zeugung“, ſagte der Abg. Rickert in der Sitzung am 28. Juni, „iſt die A b⸗ 
lehnung dieſer Vorlage nicht eine Schwächung, ſondern eine weſent⸗ 
liche Stärkung der Staatsregierung, wenn fie heute noch entſchloſſen iſt, 
die Autorität des Staates und ſeiner Geſetze der Curie gegenüber unentwegt 
zu vertreten.“ Die „Köln. Zig.“ bezeugt uns heute, daß das Juligeſetz, wie 
Staatsminiſter Dr. Fall vorausſagte, die Widerſtandskraft der Curie ge 
ſtärkt bat. 


Deutſchland. 


O. C. Landtags Verhandlungen. 


36. Eisen des Abgeordnetenhauſes vom 14. Januar. 
11 Uhr. Am Miniſtertiſche Graf zu Eulenburg und Commiſſarien. 
Eingegangen iſt ver Geſetzentwurf, betreffend die Ausdehnung der Birk 

ae des naſſauiſchen evangeliſchen Centrallirchenfonds und der naſſaui⸗ 

chen evangeliſchen Pfarr⸗Witiwen⸗ und ⸗Waiſenkaſſe auf die vormals beſſi⸗ 
chen Theile des Conſiſtorialbezukes Wiesbaden. Die zweite Berathung des 

uſtandigkeits⸗Geſetzes wird fortgefebt, Titel 1, deſſen § 1 bereits 
erledigt iſt, ne ſich mit den Angelegenheiten der Stadtgemeinden. 

Ce 85 2 und 3 beitimmen über die Befugniſſe des Vezirksraths in dieſen 


. Derſelbe fol über die Veränderung der Grenzen der Stadibezirke 


achen 
beſchließen, Streitigkeiten über die beſtehenden Grenzen ſollen im Verwal⸗ R 


tungsſtreitverfabren ausgetragen werden. 
bg: Brüel beantragt, die im 9 2 befindlichen Worte „Privalrechte 


Exp. 
Anſtalten Be 


edition: He abe Nr. W. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
SE auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 15. Januar 1881. 


dritter Perſonen bleiben hierbei unberührt“ zu ſtreichen, da der darin ent⸗ 
baltene Grundſatz ein für allemal in dem Geſetz über die Verwaltungsge⸗ 
richte ſeſtgeſtellt und eine Wiederholung überflüſſig ſei. Das Haus ſchließt 
ſich dieſem Antrage an. l 

Nach E 4 ſoll die Gemeindevertretung beſchließen über Beſitz und Verlust 


9 
rreuſtt 


des Bürgerrechts, über die Ablehnung und Niederlegung von Gemeinde⸗ 


ämtern u. |. w. Nach § 5 iſt gegen den Beſchluß in dieſen Sachen die 
Verwaltungsklage belt 

§ 6 lautet nach der Regierungs vorlage und dem Commiſſionsbeſchluſſe: 
„Der Bezirksrath beſchließt, ſoweit die Beſchlußfaſſung nach den Gemeinde⸗ 
verfaſſungsgeſetzen der Aufſichtsbebörde zuſteht, 1) über die Zahl der aus 
jeder einzelnen Ortſchaft einer Stadtgemeinde zu wählenden WC Ve, der 
Gemeindevertretung, 2) über die Vornabme außergewöhnlicher Erſatzwahlen 
zur Gemeindevertretung oder in den Gemeindevorſtand.“ 

Abg. v. Hüne beantragt, binter $ 6 einen neuen 8 6a einzuſchalten: 

„Soweit die Beſtätigung der Wahlen von Gemeindebeamten nach Maß⸗ 


gabe der Gemeindeverfaſſungsgeſetze den Aufſichtsbebörden zuſteht, erfolgt 


dieſelbe durch den Regierungspräfidenten. 


Die Beſtätigung kann unter Zuſtimmung des Bezirksrathes verſagt 


werden. 
Gegen den Beſchluß des Bezirksraths ſtebt dem Vorſitzenden deſſelben 
die Einlegung der Beſchwerde an den Miniſter des Innern zu.“ 

Hierzu beantragt 1) Röckerath, den $ 6a mit Weng urg des dritten 
Abſatzes aufzunedmen; 2) Zelle, ihm binzuzufügen: „Das 
recht der Auſſichtsbebörve erftredt Dë fortan nur auf die Bürgermeister 
und die Beigeordneten“; 3) Köhler, den § ga fo zu fallen: „Fortan be 
Vela nur die Bürgermeiſter und die Beigeordneten (Stellvertreter) der 

eſtätigung.“ d 
Abg. v. Hüne: Das Beſtätigungsrecht ift in den letzten zehn 
in einer Weiſe ausgeübt worden, die uns mit Mißtrauen in die 
der Beſtätigungsverweigerungen erfüllen muß. Mein Antrag will in dieſer 
Beziehung Remedur ſchaffen und den Regierungspräſidenten, falls er 


ahren 


Gründe zur Verſagung haben ſollte, an die coordinirte Mitwirkung des 
Bezirksrathes binden. Verſagt der letztere ſeine Zuſtimmung, ſo ſoll mit 
Rückſicht auf eine erfolgreiche Wahrnehmung der Staatsintereſſen dem Re⸗ 


gierungspräſidenten, in Abweichung von dem Princip des Be 
eſetzes, die Beſchwerde an den Minifter des Innern zufteben. Der Antrag. 
elle enthalt eine materielle Abänderung der Städteordnung und iſt des⸗ 
balb für mich jetzt nicht discutabel. 


Abg. v. Heydebrandt: Für die Beurtheilung der bereits in der Come - 


miſſion 1 Anträge v. Hüne und Röckerath iſt es von Wichtigkeit, 
wie man ft 

Juhalt deſſelben iſt das der Regierung nothwendig zuſtebende Veto; es don 
der Mitwirkung eines Selbſtverwaltungskörpers abhängig zu machen, wäre 
ſehr bedenklich. Auch der Abg. v. Hüne bat das gefühlt, indem er dem 
Staat die endgiltige Entſcheidung in die Hand geben will. In dem Antrage 
Röckeraths verſtehe ich nicht, ob der Bezirksrath endgiltig entſcheiden oder 
noch ein Verfahren nach § 57 des Organiſationsgeſetzes zuläſſig ſein ſoll. 


Auf die erſtere Epentualität kann die Regierung niemals eingehen. Ein ſo 


complicirtes Verfahren aber, wie es nach $ 57 des Organiſationsgeſetzes 


eintreten müßte, dalte ich bei der Beſtätigung eines Beamten nicht für an⸗ 


gebracht. Auch bei Berathung der Städteordnung wurden Anträge 


nach dieſer Richtung hin geſtellt, aber abgelehnt, weil man ſich überzeugt 


batte, daß das Recht des Staats bier unangetaſtet bleiben muß. Bei den 


erweiternden Functionen, die wir feit 1869 den Selbſtverwaltungskörpern 


gegeben haben, müſſen wir darauf achten, daß die Autorität des Staates 


nicht da angetaſtet werde, wo unveräußerliche Rechte deſſelben in Frage 
ſtehen. Namentlich kommt doch bei der Beſtätigung eines Bürgermeiſters, 


deſſen Function als Polizeibebörde in Betracht, die gewiß der unbeſchränkten 
Prüfung des Staats unterliegen muß. Giebt man auf der einen Seite den 


Selbſtverwaltungsbebörden, was ihnen zukommt, jo muß man andererſeits 


auch dem Staat geben, was des Staates iſt. (Beifall rechts. 
Abg. Zelle: Wir wollen durch unſeren Antrag die en keines⸗ 


wegs zu kleinen Republiken machen, wie wir auch in keinem andern Punkte 


republikaniſche Tendenzen bekunden wollen und bekundet baben. Die con⸗ 
ſervative Partei bat kaum jemals die Erfahrung der Nichtbeſtätigung von 
Beamten an ihrem eigenen Leibe gemacht; aber die Einfachheit, mit welcher 
ſolche Nichtbeſtätigungen vor ſich gehen, bat für den Einzelnen etwas außer⸗ 


ordentlich Unangenehmes. Er erfährt don dem, was im Geheimen und 


hinter feinem Rücken gegen ihn vorgebracht wird, abſolut nichts. Die Fälle 
der Nichtbeſtätigung find daher auf das engſte Maß zu beſchränken. Gig 


gens enthält die Schleswig⸗Holſtein'ſche Städteordnung dieſelbe Beſtimmung. 


Mit dem Köhler'ſchen Antrage bin ich eventuell einverſtanden. 


Abg. Köhler: Mein Antrag will das Beſtätigungsrecht der Regierung 
nur auf den Bürgermeiſter und die Beigeordneten beſchränken, bezüglich 
Das Hineinbringen des 


dieſer der Regierung aber völlig freie Hand laſſen. 
Bezirksratbs ſchafft wenig Nutzen. Die Aufnahme der in meinem Antrage 
entbaltenen Beſtimmung in dieſes Geſetz ift um fo nothwendiger, als das⸗ 


ſelbe einheitliches Recht für die ganze Monarchie ſchaffen foll und demgemäß 


das Beſtatigungsrecht der Regierung in Bezug auf jene Beamten gleich⸗ 
mäßig geregelt werden muß. 


Abg. Röckerath: Wenn der Miniſter bei der Beſtätigungs - 
letzte Wort haben foll, wird das Beſtätigungsrecht nach — le Co u 
litiſchen Auffaſſung verſchieden gehandhabt werden. Das ilt ein Fehler. 


Auf dem communalen Gebiete müſſen alle Parteien einträchtig nebenein⸗ 
ander arbeiten. Nach meinem Antrage bleibt dem Regierungspräſidenten 
DS den Beſchluß des Bezirksraths immer noch eine Klage im Sinne des 
57 des Organiſationsgeſees offen. Die Einwirkung des Staates auf die 
lecale Polizeiverwaltung wird gerade bezüglich der größeren Städte durch 
meinen Antrag nicht abgeſchwächt, da dieſelbe dort meiſtens in den Händen 
unmittelbarer Staatsbeamten liegt. Uebrigens haben doch die Communen 
daſſelbe Ne pd bei der Polizeiverwaltung wie der Staat. x 
Abg. Wehr: Das Beſtätigungsrecht ift ein unveräußerliches Hoheits⸗ 
recht des Staals, das nicht beeinträchtigt werden darf. Dem Antrage 
Kobler ſtehe ich ſehr ſympathiſch gegenüber; aus Rückſicht auf eine gute 
Redaction halte ich indeſſen die Annabme deſſelben jetzt für bedenklich. 
Dagegen müflen wir uns gegen den Hüne ſſchen Antrag erklären, weil es 
nicht der Würde eines Selbftverwaltungstörpers entſpricht, in einer Weiſe 
zu Ratbe gezogen zu werden, wie bier der Bezirlsrath. Das iſt ſchließlich 
nur leerer Schein, und die Folge würde nur ein ſcharfer Gegenſatz zwiſchen 
Bezirksrath und Regierungspräſidenten fein, den wir im Intereſſe der Selbſt⸗ 
verwaltung zu vermeiden wünſchen. K 
bg. Hänel: Der letzte Einwand des Vorredners iſt unhaltbar. Ver⸗ 
ſagt der Regierungspräſident die Benätigung aus ſachlichen Ruückſichten, fo 
wird kein anderer Gegenſaß eintreten, als in vielen anderen Fällen; ver⸗ 
ſagt er fie aber in tendenziöfer und varteiiſcher Weiſe, jo trägt er felber 
die Schuld an dem etwaigen Gegenſatz, nicht aber die Beſtimmung, die wir 
ſchaffen wollen. Der Antrag Röckerath, der die Communen von dem Staats⸗ 
berbande loslöſt, ift für uns unannehmbar; an gewiſſen Punkten muß ein 
beſtimmter Zuſammendang der Communen und der Staatsverwaltung Platz 
greifen, namentlich binſichtlich der Vorſteher der Communen, die eine Summe 
obrigkeitlicher Befugniſſe wahrzunehmen haben. Keine P 
ſie an der Regierung 1 he er aufgeben. 
Abg. Windthorſt: Das Beſtätigungsr V 
werden naturgemäß diejenigen, welche in Le Ne 
baben, bineinzukommen, anders anfeben, als die, welche nicht d iu E 
und feine Ausſicht dazu haben. Die Mitglieder der Centrumsfracti on b un 
keinerlei Ausſicht, in die Regierung zu kommen; jedenfalls And Be nicht 
darin. Dem Fortſchritt iſt diefe Ausſicht nicht genommen; er bat ſich ſchon 
. Se 2 A er fih die Anſchauungen ſehr wohl 
„als fon ir haben i i t 
den letzten zehn Jahren bedenkliche 1 rast — Be 0 
auf, Kautelen bedacht ſein. Ich erkläre mich deshalb für den Antrag 
öckerath. Wenn Hänels Ausführungen richtig wären, müßten wir alle 
auf dem Gebiet der Selbstverwaltung gemachten Verſuche abweiſen. Eine 
Loßlöſung dom Staate liegt um fo weniger vor, als dem Regierungs- 


artei kann, wenn 


eſtätigungs⸗ 


olive 


ch den Juhalt des Beſtätigungsrechts vorſtellt. Der weſentlichſte 


* 
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Präſidenten ja ſtets der Recurs an den Provimialrath vorbehalten WW. 
Eventuell bin ich mit dem Anirage Hüne einverſtanden. 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Dem Standpunkte des Vorredners 
gegenüber conſtatire ich, daß ich bisher das Intereſſe der Staatsregierung 
und der Landesvertretung bei Beurtheilung der Geſetzgebung für identiſch 
bielt. Ich war bisher der Meinung, daß das Intereſſe beider dahin geben 
müſſe, das zu finden, was für den Staat und die freie Entwickelung aller 
Kräfte deſſelben geboten iſt. Von dieſem Standpunkt aus iſt es für die 
Staatsgewalt durchaus unthunlich, in dem Beſtätigungsrecht bezüglich der 
Bürgermeifter und Magiſtratsmitglieder der Städte beſchränkt zu werden, 
um ſo weniger, als in den Händen dieſer Communalbeamten gleichzeitig 
die Aufgabe liegt, wichtige Staatsfunctionen, namentlich die Polizei, wahr⸗ 
neg Ich kann es auch nicht für zuträglich balten, in der Mittel: 

ſtanz eine Mitwirkung des Bezirksrathes eintreten zu — Es iſt ganz 
unmöglich, namentlich in bewegten Zeiten, daß bei dieſen Fragen nicht auch 
politiſche Geſichtspunkte mit in Betracht kommen, nicht ſolche, welche ſich 
etwa auf eine Erörterung der Geſinnung richten, wobl aber auf die bis⸗ 
berigen Handlungen der Betreffenden. Mein größtes Beſtreben iſt, die 
Organe der Selbſtverwaltung von Allem, was mit Politik zuſammenbängt, 
frei zu balten. Der Köhler ſche Antrag iſt an Dë discutabel; es müßte 
dann aber eine Beſtimmung getroffen werden, wie es mit der Verification 
der Wahlen der übrigen Gemeindeglieder gehalten werden ſolle. 

Nach nochmaliger Befürwortung der Centrumsanträge durch die Abgg. 
Windthorſt und v. Heereman wird $ 6 der Regierungsvorlage und, 
unter Ablehnung ſämmtlicher anderen Anträge, der Antrag Köhler an⸗ 
genommen. e 

$ 7 beſtimmt nach der Regierungsvorlage, daß der Bürgermeiſter die 
Befugniß haben ſoll, Beſchlüſſe der Gemeindevertretung und des collegia⸗ 
liſchen Gemeindevorſtandes (Magiſtrats) zu beanſtanden, wenn 1) fie geſetz⸗ 
widrig ſind oder 2) deren Befugniſſe überſchreiten; die Entſcheidung kann 
von den Körperſchaften im Verwaltungsſtreitverfahren angefochten werden. 
Die Staatsaufſichts behörde kann eventuell den Bürgermeiſter veranlaſſen, 
die Beanſtandung auszuſprechen. Die Commiſſion hat hinzugefügt, daß 
die Beanſtandung unter Angabe von Gründen erfolgen ſolle und daß 
andere Gründe für die Beanſtandung ſeitens der Aufſichtsbehörden nicht 
gg follen, als die beiden angeführten. Hierzu liegen zwei Anträge vor: 

) vom Abg. Dirichlet, welcher will, daß Beſchlüſſe der Gemeindevertre⸗ 
zung nur vom Gemeindevorſtand (Magiſtrat), Beſchluſſe des letzteren vom 
Bürgermeifter angefochten werden können; die Beanſtandung ſoll innerhalb 
zwei Wochen im Verwaltungsſtreitverfahren gerechtfertigt werden; andere 
Gründe, als die beiden oben genannten, ſollen nicht gelten; 
2) vom Abg. Kieſchke, welcher dem Gemeindevorſtande reſp. dem 
Buürgermeiſter nur ein Einſpruchsrecht gegen Beſchlüſſe der Gemeindever⸗ 
tretung oder des Gemeindevorſtandes geben will; wird der Beſchluß trotz⸗ 
dem aufrecht erhalten, fo muß der Einſpruch Erhebende Klage beim Ver⸗ 
waltungsgerichte erbeben. 0 

Verbindung biermit wird § 9 berathen, nach welchem der Bezirks⸗ 

rath beſchließen ſoll, abgeſehen von $ 7 über die zwiſchen dem Gemeinde⸗ 
vorſtande und der Gemeindevertretung, oder zwiſchen dem Bürger: 
meifter und dem collegialiſchen Gemeindevorſtande entſtehen⸗ 
den n g 
Abg. Hobrecht beantragt, die geſperrten Worte zu ſtreichen. 

Abg. Kieſchke: Die Vorlage will, daß, wenn die Gemeindevertretung 
Beſchlüſſe faßt, welche wider die Geſetze laufen oder die Befuaniſſe Aber: 
ſchreiten, der Regierungspräſident berechtigt ſein fol, ohne Weiteres ele 
Beſchlüſſe außer Wirkſamkeit zu ſetzen und, daß dann erſt hiergegen der 
Gemeindevorſtand zur Klage befugt ſein ſoll. Ich ſchlage vor, daß in 
ſolchem Falle der Regierungspräſident den Gemeindevorſtänden vorhalten 
ſolle, inwiefern ſeine Beſchlüſſe gegen die Geſetze verſtoßen oder die Be⸗ 

gniß überſchreiten, und, falls der Gemeindevorſtand dennoch bei feinem 

eſchluſſe beharrt, dann der Regierungspräſident die Entſcheidung der Ber: 
waltungsgerichte einbringen ſoll. Mir ſcheint es, daß man in der Fürſorge 
für die amtliche Stellung zu weit geht. Man ift, m. G., immer noch zu 
empfindlich, wenn es ſich um die Aufrechterhaltung der Stellung eines 
Staatsbeamien handelt. Man hält dieſe amtliche Stellung für ein Stück 
Majeftätsreht. Warum follen die Gemeindebeamten ungleich ſchlechter 
ſtehen als die direct vom Staate angeſtellten? Die Gemeindevorſtände find 
aber durch die Regierungsvorlage in eine Stellung gebracht, in der ſie ſich 
böhft unbehaglich füblen müflen. Ihre Selbſtſtandigteit wird weſentlich 
gefährdet. Ein ſchlimmer Nachtheil iſt namentlich der, daß die Gemeinden 
in ſehr vielen Fällen, bei Begründung der von ihnen zu erhebenden Klagen, 
gezwungen fein werden. die Negative zu beweiſen. i - 

Abg. v. Bitter: Ich freue mich, daß das Amendement Kieſchke nicht 
den Beifall der Fortſchrittspartei gefunden hat. Nach demſelben würde 
der Regierungsbeamte genötbigt, ſich ſelbſt zu rechtfertigen. Das dieße aber 
doch die Dinge auf den Kopf ſtellen. Es iſt entſchieden falſch, daß die 
Gemeindeorgane bezüglich der Beweislaſt in eine üble Lage verſetzt werden. 
Es handelt ſich ja bier nicht um eine ſtricte Prozeß maxime, etwa um die 
Eventualmaxime oder um Na Art der Beweisführung, wie ſie im 
Civilprozeß erforderlich iſt. Die Bedenken des Vorredners werden durch 
den Zuſatz der Commiſſion gehoben, daß die in Rede ftebenden Beanſtan⸗ 
re mit Angabe von Gründen zu verſehen find. Hiermit wird der 
Verlegenheit der Gemeinde für Angabe ihrer Gründe abgebolfen. 

Abg. Dirichlet: Wober die Vermuthung, daß der Herr Kieſchke in der 
Fortſchritispartei keine Unterſtützung gefunden hat? Er hat ſeinen Antrag 
geſtellt, wie Herr Hänel die ſeinigen. Wie wir uns zu ihm ſtellen werden 
bier im Plenum, das wird ſich erſt noch berausſtellen. Und die Ver: 
mutbung des Herrn Vorredners iſt, glaube ich, etwas vorgegriffen. Es iſt 
die Frage, ob feine captatio benevolentiae Erfolg haben wird. (Heiterkeit.) 
In der Sache ſelbſt bemerke ich, daß das Recht, wie es bisber beſtanden, 
zu praktiſchen Mißſtänden keinen Anlaß gegeben hat. Die Communen 

lauben ſich mit ihren Beſchluͤſſen auf dem Boden des Geſetzes zu befinden. 

ie man glauben kann, daß das bisher geltende Princip nicht der Hobeit 
und Würde des Staats entſpräche, iſt mir unklar. Die Regierungsvorlage 
beabſichtigt, unnütze Klagen zu beſeitigen. Ich glaube, wenn das alte 
Princip aufrecht erhalten bleibt, daß dann viele Beanſtandungen aus der 
Welt geſchafft werden. Ich bebe bervor, daß dies Princip ſeit ſieben Jahren 
beſteht. Haben etwa in dieſen ſieben Jahren die Staatsbeamten in ihrem 
Anſehen gelitten? Im Gegentbeil, fie haben ſich geſtärkt. Der Staat wird 
jetzt in Dinge geleitet, wovon wir Liberale der alten Schule keine Abnung 
daben. Sie, meine Herren von der Rechten, wollen ja immer die Herren 
ven der Praxis fein und machen uns ſteis den Vorwurf des Doctrinären. 
Wir können uns aber jetzt auf eine ſiebenjährige Praxis, die zu keinen Un⸗ 
3 Anlaß gegeben bat, berufen. Und Sie nehmen jetzt den 

tandpunkt der reinen Theorie an. Sie verſuchten mit der Regierungs⸗ 
Vorlage die aſchgraue Bureaukratentheorie, wie ich ſie mir kraſſer nicht vor⸗ 
Bellen kann. Was iſt denn geſcheben, daß die rückwartsſchreitende Bewe⸗ 
gung zu ſo ſchleunigem Tempo getrieben wird? Haben wir beſondere Un⸗ 
zuben oder eine Nebolution binter uns? Die Landrathskammer hatte doch 
Straßenkampfe und Revolution binter ſich. Bei uns iſt das nicht der Fall. 
Ich fehe in der Vorlage ſich eine wahre Jagd nach dem Glück von bevor⸗ 
mundenden Maßregeln entfalten. Selbſt in der Zwiſchenzeit zwiſchen der 
erſten und zweiten Leſung ſind alle dem Liberalismus ſcheinbar gemachten 
Conceſſionen verſchwunden. Sie ſehen alſo, daß der Rückſchritt immer 
größere Fortſchritte macht. (Beifall links.) ; - 

Miniſter Graf zu Eulenburg: In $.7 ift nur von einem Be: 
anſtandungsrecht der Auffichts behörden die Rede. Der $ 77 der Städte⸗ 
ordnung bon 1853 lautet: „Wenn die Stadtverordneten einen Beſchluß 
gefaßt Ze welcher deren Befugniſſe überſchreitet, ad oder rechtswidrig 
iſt oder das Staatswohl verletzt, fo iſt die Auſſichtsbehörde ebenſo befugt 
als verpflichtet, den Vorſtand der Stadtgemeinde zur vorläufigen Beanſtan⸗ 
dung der Ausführung 15 veranlaſſen. Dieſer bat biervon die Stadt: 
verordneten zu benachri We und über den Gegenſtand des Beſchluſſes 
ofort an die Regierung zu berichten. Die Regierung bat ſodann ihre Ent⸗ 
ſcheidung unter Anfübrung der Gründe zu geben.“ Ziele Beſtimmung 
chwebte bei $ 7 der Vorlage vor in Uebereinſtimmung mit ähnlichen Ver 

mmungen der meiſten Städteordnungen. In den SS 56 und 57 der 
Städteordnung wird das Wort „Beanſtandung“ auch gebraucht. Der Ge⸗ 
dankengang der Vorlage iſt nun folgender: es mußte über das Verfahren 
in ſolchen Conflicisfällen eine Beſtimmung getroffen werden, die natürlich 
nicht für alle Fälle gleichmäßig fein könnte. Unter den vier Gründen, die 
hier in Sg kommen, geſetz⸗ oder rechtswidrige Ueberſchreitung der Be⸗ 
ſugniſſe, Verletzung des Staatswohls oder Gemeindewobls eignen ſich nur 
die beiden erſten zur Erörterung im Verwaltungsgerichtsverfahren, die beiden 
letzteren lediglich zu einer Eröterung im Beſchlußverfahren. Dies veranlaßte 
die Behandlung dieſer beiden Angelegenbeiten in verſchiedenen ag Ze 
und folgerecht auch im Uebrigen eine Unterſcheidung dieſer beiden Gattun⸗ 
gen von Anfechtungsgründen; es war alſo ganz natürlich den Conflict 
zwiſchen dem Vorſitzenden des Magiſtrats und dem Magiſtratscollegium 
darüber, ob ein Beſchluß das Staatswohl oder das Gemeinde⸗Intereſſe 
verletzt, ebenſo zu behandeln, wie ſonſt Meinungsverſchiedenheiten dieſer 
Art zwiſchen Magiſtrat und Stadtverordneten behandelt werden. 
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eine Einwirkung der Aufſichlsbebörde eintreten kann, die fortan allein als 
Beanſtandungsgründe anzuſeben find, in den Fällen des § 9 dagegen nur 
um die Fälle der Meinungsverſchiedendeit zwiſchen Magiſtrat und Stadt 
berorbneten, reſp. zwiſchen dem Vorſitzenden des Magiſtrats und dem Co lle⸗ 
gium. Nun iſt man wohl über die Zweckmäßigkeit dieſer Einrichtung 
auch nach dem ausführlichen Vortrag des Abg. Dirichlet nicht klar gew orden. 
Die Regierung will nach wie vor von auſſichtswegen keinen anderen Be⸗ 
anſtandungsgrund zulaſſen als den der Rechtsverletzung und der Ueber⸗ 
chreitung der Befugniſſe, daneben conſtatirt ſie aber die Fälle, in denen 
durch die Beſchlußbebörden Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen dem Bor: 
ſizenden des Magiſtrats und dem Collegium darüber, ob ein Beſchluß das 
Staats- und Gemeinde Intereſſe verletzt, entſchieden werden. Das ift die 
einfache Rechtslage und ich kann nur empfeblen dabei ſtehen zu bleiben. 
Ich glaube, daß in allen Beziebungen dem, was nothwendig iſt, Rechnung 
getragen worden iſt. Die zweite Seite der Sache ift die formelle Regelung 
des Verfahrens. Bisher war der Zuſt and in Bezug auf Provinzen, Kreiſe 
und Landgemeinden — denn die Städte waren bekanntlich bis jetzt nicht in 
dem Rahmen der Selbſtverwaltung eingeſchloſſen — folgender: wenn ein Bes 
ſchluß zu beanſtanden war, fo hatte der betreffende Aufſichtsbeamte eine 
Klage beim Verwaltungsgericht anzustellen und dieſes hatte darüber zu ent⸗ 
ſcheiden. Dieſes Verfahren toll nach dem Wunſch und dem; Vorſchlage der 
Regierung in Zukunft geändert werden, nicht blos in Bezug auf die Städte, 
ſondern auch in Bezug auf die Gemeinden, Kreiſe und Propiuze n. 
Aenderung wird in den Motiven damit begründet, daß es der Stellung 
der Staatsbehorden richt entſpreche, in ſolchen Fällen zu klagen, ſondern 
ſelbſtſtandig ihre Verfügung zu treffen. . 

Es iſt dies doch ganz etwas anderes, als ftreiten; aber wie man dabei 
von einem größeren oder geringeren Maß gewährter Freiheiten, von einem 
Verlaſſen des früheren Standpunktes ſprechen kann, das iſt mir das, was 
die Antragſteller unterſchieben: daß es ſich um eine Hebung der Stellung 
der Einzelbeamten handele. Es entſpricht in der That der Staatsgewalt 
nicht, daß ſie in denjenigen Fällen, wo ſie ſich in Ausübung ibrer Befug⸗ 
niſſe befindet, erſt ein Gericht P Hilfe rufen muß. Man darf den Rechts⸗ 
chutz nicht fo weit treiben, daß man der Staatsbebörde die Befugniß zur 

nordnung überbaupt nimmt. Die Verwaltungsgerichte ſind dazu berufen, 
darüber zu befinden, ob eine getroffene Anordnung der Behörden dem 
Recht eniſpricht oder nicht, und in dieſer Befugniß ſollen fie voll und gem 
erhalten bleiben, darüber aber hinauszugehen und den Behörden das Recht 
der Anordnung überhaupt zu nehmen, iſt eine Hypertrophie, welche wir 
aus unſerer Verwaltungsgeſetzgebung wieder beſeitigen mülſſen. Bei allen 
Beurtheilungen unſerer Verwaltungsgeſetzgebung bat auch dieſer Punkt 
immer die allerſchwerſten Angriffe erſahren; er paßt nicht in das Syſtem 
und führt große praktiſche Unzuträglichkeiten berbei. Wenn dieſe letztere 
Thatſache beitritten wird, jo muß ich daran erinnern, daß dieſe Beſtimmung 
bisher nur ſolchen Provinzen und Kreiſen gegenüber beftand, wo ihre prak⸗ 
liſche Bedeutung ſehr ſelten zu Tage tritt. Wo aber ſolche Falle vorkommen, 
haben fie jedesmal einen durchaus acuten Charakter und erfordern ein ſofor⸗ 
tiges Einſchreiten, welches durch die Anrufung der Verwaltungsgerichte in 
einer nicht blos unerwünſchten, ſondern mit den Intereſſen, um die es ſich 
bandelt, unvereinbaren Weiſe verzögert wird. Es ift alſo nicht blos theo⸗ 
retiſch, ſondern auch praktiſch von Bedeutung, daß Sie ſowohl den Antrag 
des Herrn Kieſchke, wie den des Herrn Dirichlet ablehnen. 

Abg. Brüel ſpricht gleichfalls gegen die im $ 7 fixirte Stellung der 
Staatsbebörden gegenüber den Communalbebörden. Er ſieht darin eine 
nicht zu rechtfertigende Verſchiedenheit, die man wohl vom tbeoretiſchen 
Standpunkte aus veriheidigen könne, die aber völlig unpraltiſch ſei. Er 
werde deshalb für die Anträge Dirichlet und Kieſchke ſtimmen. 

Abg. Zelle: Ich will nur den Theil des Antrages Dirichlet bier ins 
Auge faſſen, nach welchem eine Beanſtandung aus anderen Gründen unzu⸗ 
laſſig iſt. Dem Herrn Miniſter ſcheint es gleichgiltig zu fein, ob die ber: 
alteten Beſtimmungen der Städteordnung, die der Abg. Dirichlet beſeitigen 
will, ſteben bleiben ſollen oder nicht. Ich halte dieſe Beſtimmungen theils 
für ſchädlich, theils für überflüffig, und deshalb wünſche ich, wie der Abg. 
Dirichlet, ſie beſeitigt zu ſehen. 

Abg. v. Bitter: Wenn der Abg. Dirichlet geſagt hat, es handle Bé 
gerade darum, ob die Gemeinde oder der Beamte Recht habe, ſo würde 
daraus die Conſequenz zu ziehen ſein, daß ein Beamter mit ſeinen Ver⸗ 
ügungen ſtets erſt an das Verwaltungsgericht gehen muß, um fie zu recht ⸗ 
ertigen. Das entſpricht nicht der Stellung des Beamten. Außerdem find 
die Fälle, in welchen von dem Beanſtandungsrecht Gebrauch gemacht wird, 
fo ſelten, daß ich glaube, es iſt kaum jemals ein folder Fall vorgekommen. 
Was den $ 7 betrifft, fo iſt es richtig, daß das Beanſtandungsrecht in⸗ 
ſofern ein verſchiedenes geworden it, als hier von Verletzung der Geſetze 
und Competenz⸗Ueberſchreitungen die Rede iſt und § 9 demgegenüber die 
Falle behandelt, wo es ſich um Verletzung des Staats⸗ und Gemeinde: 
wohls handelt. Der Antrag Dirichlet iſt daber gegenüber der Stellung 
des § 9 unklar, und ich halte es nicht für richtig, daß das Beanſtandungs⸗ 
recht vollſtändig aufgehoben werde, da ſich ſehr wohl Falle denken laſſen, 
wo das Gemeindewohl durch die Stadtverordneten⸗Verſammlung verletzt 
werden kann. 

. Abg. Dr. Hänel: Wenn der Abg. v. Bitter ſoeben behauptete, etz wären 
ihm keine Fälle bekannt geworden, in denen das Beauſtandungsrecht ans: 
eübt worden ſei, ſo ſind mir ſoeben von dem Abg. Dirichlet 3, von dem 

bg. Dr. Bender 2 ſolcher Fälle mitgetheilt worden. Was das Beanſtan⸗ 
dungsrecht betrifft, ſo ſind von größerer Bedeutung nur folgende Fälle: ein⸗ 
mal, daß der Bürgermeiſter einen Beſchluß des Magiſtrats aufechte. Dieſen 
Fall will das Amendement Hobrecht aufheben, indem er im $ 9 die Differenz 
wiſchen Bürgermeiſter und dem Gemeindevorſtand beſeitigt haben will. 
Zweileng aber kann der Fall fo liegen, daß ein Bürgermeiſter EE über 


— 


die Köpfe des Magiſtrats hinweg Beſchlüſſe der Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
lung aufheben will. Dazu iſt er durch die Faſſung des § 7 wohl befugt. 
Dieles Recht des Bürgermeiſterz wird durch das Amendement Hobrecht 
nicht eet und deshalb halte ich es für richtiger, den Antrag Dirichlet 
anzunehmen. 

Abg. Hobrecht empfiehlt die Annahme ſeines Antrages, weil derſelbe 
der irrigen Auslegung borbeuge, daß der Bürgermeister die Befugniß haben 
ſollte, einen Beſchluß des Magiſtratscollegiums zu beanſtanden, von dem 
er glaubt, daß das Staats⸗ oder Gemeinde ⸗Intereſſe dadurch verletzt werde. 
Ein ſolches Recht ſolle ausgeſchloſſen fein, und vielen Zweck verfolge auch 
der Antrag Dirichlet. Gan; etwas Anderes ſei es mit den Meinungs: 
verſchiedenheiten zwiſchen dem Magiſtrat und der Stadtperordneien⸗Ver⸗ 
ſammlung, denn die Beſchlüſſe der letzteren würden ob zu Gemeinde: 
Beſchlüſſen durch die Zuſtimmung des Magiſtrats. Wenn dieſer einen Ber 
ſchluß der Stadtverordneten Verſammlung beanſtande, ſo müſſe er dies 
tbun, ganz frei nach Zweckmäßigkeitsgründen und nach ſeinem Verſtändniß 
von den Intereſſen der Bürgerſchaft. Handele es ſich bei ſolchen Meinungs: 
verſchiedenheiten zwiſchen beiden Communalbebörden um eine Augelegen⸗ 
beit, deren Ausführung nicht auf Dë beruhen kann, fo ſei es unbedingt 
nothwendig, daß eine ſchließlich entſcheidende Behörde da ſei. Nach der 
FJaſſung des erſten Abſchnitis des Antrages Dirichlet könne es ſcheinen, 
als ſolle ein Beanſtandungsrecht des Magiſtrats gegenhber der Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung außer in den beiden in 8 7 angeführten Gründen 
überbaupt nicht mehr zugelaſſen fein. Die Abſicht des Antrages Dirichlet 
gehe nicht dabin, um aber eine ſolche Mißdeutung zu vermeiden, empfeble 
er die Annahme ſeines Amendements, welches eine nothwendige Conſequenz 
der eee zu $ 7 fei. 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Den Antrag des Abg. Hobrecht ber: 
mag ich nicht als eine Conſequenz der in der Commiſſion zu §7 gemachten 
Beſchluͤſſe AN Der Antrag würde dem Alinea 1 des 9 eine 
äußerſt zweifelhafte Bedeutung verleihen. Von den formellen Bedenken 
abgeſeben, lege ich Werth darauf, daß dem Bürgermeiſter die Befugniß 
bleibt, fein Veto einzulegen gegen Magiſtratsbeſchlüſſe, die gegen das Staatd- 
oder Gemeindewobl verſtoßen. Ich mache auf den bedeukenden Unterſchied 
aufmerlſam, der in dieſer Frage ſachlich zwiſchen großen und kleinen Städten 


beftebt. Im Magiſtrats⸗Collegium vieler kleinen Städte iſt oft außer dem Ort 


Bürgermeifter Niemand vorhanden, der ſchwierigere Geſeze zu überſehen 
vermöchte. Größeren Städten wird durch Annabme der Commiſſions⸗ 
Beſchlüſſe keine Unbill zugefügt, denn ohne ſebr zwingende Gründe wird 
ſich Der kein Bürgermeiſter dazu derſtehen, Beſchlüſſe des Magiſtrats zu 
beanſtanden. Und wer entſcheidet denn in ſolchem f ke Doch der Be⸗ 
zirksrath. Herr N ai ruft mir zu: wir haben ja keinen. Ich denke, 
der Umſtand, daß Berlin keinen hat, kann nicht entscheidend ſein. Ich 
bitte Sie, die Commiſſtons⸗Vorſchläge anzunehmen. 8 

Abg. Hobrecht: Der $ 7 beſtimmt keineswegs blos die Zuſtändigkeit, 
ſondern firirt das Beanſtandungsrecht materiell. Daher wurde auch in der 
Commiſſion beantragt, die Wm deſſelben in dieſem Paragraphen Ir 
ziehen. Danach läßt Dë bemeſſen, wie viel vom Beanſtandungsrecht 
in den $ 9 gehört. Mein Antrag gebt dahin, die Streitigkeiten zwiſchen 
Magiſtrat und Bürgermeiſter zu ſchlichten, welche im §7 nicht getroffen ſind. 
Abg. v. Rauchhaupt: Der $ 7 iſt offenbar unklar gefaßt. Es müßte 
in ihm das Recht der Bürgermeiſter, Einſpruch gegen die Beſchlüſſe des 


Es kann ſich alſo in 5 7 der Vorlage nur um die Falle handeln, wo! Magiſtrats zu erheben, ausgeſprochen ſein. Dieſe Uaklarbeit iſt ſchuld, daß 
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der Vorredner über die Wechſelwirkung ſich im Unklaren befindet. Ich bitte 
ſeinen Antrag abzulehnen. 

Referent Abg. Gneiſt plaidirt in längerer Ausführung für die Beſchlüſſe 
der Commiſſion. 


„Bei der Abſtimmung werden ſäuumtliche Abänderungsvorſchläge abge⸗ 


lehnt und $ 7 in der Faſſung der Commiſſion angenommen. 

Zu $ 9 wird der Antrag Hobrecht angenommen und ſchließlich der ganze 
Paragraph, wie er ſich dadurch geſtaltet bat. 8 

Die Së 8, 9 und 10 werden unverändert genebmigt. 

$ 11 giebt dem Regierungspräfidenten die Befugniß, bei Weigerung der 
Gemeinden nothwendige Ausgaben zwangsweiſe in den Etat einzuſtellen. 
Gegen dieſe Verfügung des Regierungspräſidenten ſtebt der Gemeinde die 
Klage im Verwaltungsſtreitverfabren zu. Vom Abg. Dirichlet wird bes 
antragt, dem Regierungspraſidenten in dieſem Falle die Rolle des Klägers 
zuzuweiſen oder wenigſtens der Klage der Gemeinde aufſchiebende Wirkung 
zu geben. Beide Aniräge werden abgelehnt. 

Die Commiſſion hatte dem § 11 ferner den Zuſatz gegeben, daß eine 
Feſtſetzung des Etats durch die Aufſichtsbebörde fortan nicht mehr ſtattfinden 
ſolle. Dies beziebt ih, wie im Bericht ausgeführt iſt, lediglich auf die Städte 
von Neuvorpommern und Rügen. ? 

Abg. v. Lattorff beantragt, dieſen Zuſatz, wie folgt, zu faſſen: „Eine 
Feſtſtellung des Stadtetats durch die Auflihtsbebörde findet fortan nicht 
tatt: auch in den Städten von Neuvorvommern und Rügen iſt jedoch eine 
Abſchrift des Etats gleich nach feiner Feſtſtellung durch die ſtädtiſchen Ber 
börden der Aufſichtsbebörde einzureichen.“ Wenn eine ſolche Beſtimmung 
nicht beſchloſſen werde, feble es an jedem Mittel für die Regierung in Strale 
fund, den Etat der Städte ihres Bezirks kennen zu lernen. 

Abg. Wagner (Stralſund) findet es bedenklich, hier eine ſolche materielle 

Aenderung des Aufſichtsrechts zu beſchließen. 
Mimiſter Graf zu Eulenburg: Da nun einmal der Zuſatz aufgenommen 
iſt, muß auch eine Möglichkeit gegeben ſein, der Bezirksregierung Kenntniß 
von den Stadtetats zu verſchaffen; ich kann mich deshalb mit dem Antrag 
von Lattorff nur einberftanden erklären. 

§ 11 wird darauf mit dem WA des Abg. v. Lattorff angenommen; 
ebenſo die übrigen Paragraphen des Titel 1. 

95 4 Uhr wird die weitere Berathung auf Sounabend 11 Uhr 
vertagt. 


Berlin, 14. Januar. [Amtliches.] Se. Majeftät der König hat den 
Landgerichtsdirector Strehlke in Danzig zum Praſidenten deg Landgerichts 
in Braunsbera, den Landgerichtsrath Müller in Naumburg a. S. zum 
Landgerichis⸗Director, ſowie die Gerichts⸗Aſſeſſoren Fabricius, Acker⸗ 
mann, Seelig, Callomon in Schweidnitz, Körner in Mydlowitz, 
Engelmann in Die, Aßmann in Breslau, Finke in Deuiſch Crone, 
Dr. Göſchen in Frankfurt a. M., Häbner in Köln und Clofſet in 
Aachen zu Amtsrichtern ernannt und dem Kaufmann Heinrich Augu 
8 Scheele zu Stettin den Charakter als Commerzien⸗Rat 
verliehen. 

Se. Majeſtät der König bat die von der Königlichen Akademie der 
Wiſſenſchaften in Berlin getroffene Wahl des A ſchwediſchen Staats⸗ 
D eg Malmſten in Upſala zum Ehren: Mitglieve der Akademie 

eſtätigt. 

Der praktiſche Arzt Dr. Meyböfer zu Görlitz iſt zum Kreis⸗Wundarzt 
des Stadt: und Landkreiſes Görlitz ernannt worden. — Dem Oberlehrer 
Dr. Benno Tſchiſchwitz an dem Königlichen Gymnaſium zu Celle ift 
das Prädicat Profeſſor beigelegt worden. — Der Amtsrichter Gimkis wicz 
in Kattowiz iſt dom 1. Februar d. J. ab unter Zulaſſung zur Rechts⸗ 
anwaltſchaft bei dem Landgericht in Thorn zum Notar im Bezirk des Ober: 
landesgerichts zu Marienwerder, mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Thorn 
ernannt worden. — Der Notar Grooten in Mayen iſt in den Amts⸗ 
N Aachen, mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Aachen, verſetzt 
worden. 

Berlin, 14. Januar. [Ihre Majeſtät die Kaiſerin und 
Königin] beſuchte heute den Wohlthätigkeits⸗Bazar für die Oberlin⸗ 
Anſtalt. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz] 
begab Sich geſtern Vormittag um 11 Uhr zu dem Kaiſer und König 
und empfing ſodann den Vlee⸗Admiral Batſch. Mittag 12 Uhr be⸗ 
ſuchte Derſelbe mit Ihrer Katferlihen und Königlichen Hoheit der 
Kronprinzeſſin den Bazar im Reichs⸗Juſtizamt. Später ſtattete Se. 
Kaiſerliche Hoheit der Fürſtin Mathilde Radziwill einen Gratulations⸗ 
beſuch ab und wohnte von 1 bis 4 Uhr einer Sitzung des Landes⸗ 
Oekonomiecollegiums im Reichstagsgebäude bei. 

[Ihre Kaiſerliche und Königliche Hoheit die Kron⸗ 
prinzeſſin] empfing Nachmittags die Vorſteherin des Luifenftiftes, 
Frl. Henne. (Reichs⸗Anz.) 

= Berlin, 15. Januar. [Miniſterſttzungen des Bun 
desrathes. — Beſondere Berathungen der Bundes mini⸗ 
fee] Es if Thatſache, daß, wie dies auch in früheren Jahren der 
Fall war, kurz vor Eröffnung des Reichstages und für den Beginn 
der Seſſion dem Eintreffen faſt aller jener Miniſter der verſchiedenen 
Bundesſtaaten entgegengeſehen wird, welche ſtimmführende Mitglieder 
des Bundesrathes ſind. Ob es indeſſen zu beſonderen Berathungen, 
an welchen nur dle Miniſter thellnehmen, kommen möchte, wie dies 
bisher dauernd behauptet worden iſt, ſcheint in der That zweifelhaft 
geworden zu fein, feitbem der Umfang der Vorlagen für den Reichs⸗ 
tag durch Wiederelnbringung der vorjährigen Enwlürfe ꝛc. fo groß iſt, 
daß es kaum möglich iſt, die Reihe der Vorlagen erheblich zu erwel⸗ 
tern, wle dies durch die event. Reſultate der Miniſterconferenz un⸗ 
vermeldlich würde, ohne die Seſſion über Gebühr bis in den Sommer 
hinein auszudehnen. 

[Die Königliche Akademie der Wiſſenſchaften] bat in ihrer 
Leger e am 6. Januar c. die Profeſſoren Enrico Betti zu Piſa, 
Eugenio Beltrami zu Pavia, Francesco Brioſchi zu Mailand, Heinrich 
Schröter zu Breslau, Director Dr. Heinrich Wild zu St. Petersburg und 
Profeſſor Lazarus Fuchs zu Heidelberg zu correſpondirenden Mitgliedern 
ihrer phyſikaliſch⸗mathematiſchen Klaſſe gewählt. | 


Amerika. 

Lima, 1. December. [Der Marſch der Chilenen gegen Lima.] 
Der Kriegszug der Chilenen gegen Lima iſt endlich begonnen worden. Be⸗ 
kanntlich waren in Arica alle Vorbereitungen dazu getroffen, aber ge⸗ 
fliſſentlich geheim gebalten worden, wie denn auch jetzt blos ſparliche 
Nachrichten über die militäriihen Maßnahmen Chiles in die Oeffentlichkeit 
dringen. Der bisberige Verlauf der Et war, fo weit man bier 
darüber Beſcheid weiß, folgender: Am 19. November, um 11 Uhr Morgens, 
zeigten ſich 18 Schiffe in Sicht von Pisco, einem in der Luftlinie 200 Km. 
bon Lima entfernten Hafen. 14 Fahrzeuge dieſer Flotte waren Kriegs⸗ 
ſchiffe oder Transportdampfer, die einzigen vier Segelſchiffe wurden don 
dengübrigen oa Um 1 Uhr 35 Min. näherte Dé das Schiff „An: 
gamos“ der Küfte und forderte zur Uebergabe auf. Als dieſe verweigert 
wurde, begannen zwei Schiffe zu feuern, während ein Theil der Flotte zu 
dem 16 Kilometer entfernten und wohlgeſchützten Ger Rn Paracas 
ſtuerte. Die 9 unternahmen verſchledene Angriffe auf Pisco, wur⸗ 
den aber mehrfach unter beiderſeits it heftigem Gewehr: und Mitrail⸗ 
leuſenfener zurückgeſchlagen, wobei drei chileniſche Boote in der Nähe der 
Mole verſanken. Um 2 Uhr 30 Minuten jedoch beſchloß Oberſt Zamudio, 
der Befehlshaber der 1200 Mann zählenden peruaniſchen Beſatzung, den 


rt zu räumen, nachdem ihm gemeldet worden war, daß beträchtliche 
Truppenmaſſen des Feindes zu Paracas in ſeinem Rücken gelandet worden 
ſeien. Zamudio batte ſich jevoch förmlich durch den Feind bindurchgeſchlagen, 
und es muß ein Febler der Fäbrung bei lezterem geweſen fein, daß die 
Heine Truppe nicht gänzlich vernichtet wurde. Seitens ber e wird 
behauptet; daß ihr Verluſt 150 Mann, derjenige der Chilenen bis 700 
betragen habe. Ziemlich übereinſtimmend wird die Geſammiſtarke der 
Chilenen auf 7500 angegeben. Seit dieſer Einnahme von isco durch die 
Chilenen hat man blos gehört, daß fie nach ca, der Haupiſtadt der Lande 
ſchaft, vorgedrungen ſind, die mit Pisco durch eine 80 Kilometer lange 
Eiſenbahn verbunden iſt. Ferner find Tambo de Mora und das den bes 
5 — Guano Inſelu gegenüber gelegene Oertchen Chincha von ibnen bes 
ſetzt worden. Der Kriegsminister und General Maturana befanden ſich in 
Tambo de Mora, General Villagran aber in Pisco. Die bisher D andeten 
Chilenen bilden blos die erſte Diviſton des zum SIE gegen Lima aus⸗ 
erſehenen Heeres. Vielleicht iſt in dieſem Augenbicke ſchon die zweite Divi⸗ 
ſion eingetroffen, und in dieſem Falle würden die Chilenen ſich auf etwa 
18,000 Mann beziffern. Es beißt aber, daß fie den Angriff gegen Ama 
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blos mit 30 bis 34,000 Mann wagen würden. Pierola ſcheint inzwiſchen 
zum äußerſten Widerſtande entſchloſſen zu fein, und man ift ſeiteng der 
peruaniſchen Militärbehörden voll guten Muthes. Es beißt, daß die Streit⸗ 
kräfte der Peruaner den Chilenen mindeſtens um 20,000 Mann überlegen 
ſein würden. Des weitern vertrauen die Peruaner auf die große Anzahl 
uter Geſchüte, über die fie verfügen, auf die vortrefflichen Vertbeidigungs⸗ 
tellungen, wie die zablreichen Sierras fie darbieten, auf Waſſermangel, die 
Schwierigkeit des Marſches durch Wüſteneien und ähnliche Hilfsmittel der 
Natur. Was die von Pisco bis Lima zurückzulegende en Ing bon 200 
Kilometer anbelangt, ſo bietet die mit Plantagen überſäte Strecke von 
Pisco nach Cbincha (24 Kilometer) nur wenig Hinderniſſe. Die nächſten 
28 Kilometer don Cbincha nach Caneta find ſehr ſchlecht, die 100 Kilometer 
von Caneta nach Lurin führen längs der Küſte durch kahle, waſſerloſe 
Sandhügel, in denen Ueberraſchungen leicht möglich find. Die folgenden 
15 Kilometer von Lurin nach Chorillos find wieder leicht gangbar, und 
einmal an letzterem Orte, der nur noch 15 Kilometer von der Hauptſtadt 
entfernt ift, können die Chilenen ſich ſchon zum Angriff im engeren Sinne 
anſchicen. Von den im Hafen von Callao anlernden fremden Kriegs⸗ 
ſchiffen (darunter auch ein deutſches) ift eine Anzahl Offiziere ins chile⸗ 
niſche Hauptquartier entſandt und dem Generalſtab attachirt worden, um 
über die Unternehmungen gegen Lima Bericht zu erſtatten. (K. Z. 


Provinzial-Zeitung. 


$ Striegau, 13. Januar. [Peſtalozzi⸗Verein. — Jubiläen.) 
Geſtern hielt der hiefige Peſtalozzi⸗ Zweigverein im Gaſtbof „zum Deutſchen 
Haufe” hierfelbft feine erſte diesjährige Generalverſammlung ab. Aus 
dem vom Schriftführer, Lehrer Zimmermann, erſtatteten Berichte über 
die Thätigkeit des Vereins im verfloſſenen Jahre war zu entnehmen, daß 
der Verein in unausgeſetzt fortſchreitender Entwickelung ſich befindet. Die 
Zahl der Vereinsgenoſſen iſt durch Hinzutritt von 40 neuen Mitgliedern 
auf 216 angewachſen, davon ſind 82 Lehrer und 134 Nichtlebrer. Die von 
Cantor Zimmer gelegte Jahresrechnung ergab in Einnahme a. an Mit⸗ 
glieverbeiträgen 795 Mark, 5. an außerordentlichen Einnahmen 522 Mark, 
e, an Zinſen 19 Mark, im Ganzen 1336 Mark gegen 1164 Mark im Vor⸗ 
jahre. Hiervon wurden an Unteritügungen gezahlt: a. für Rechnung der 
rovinzialkaſſe an 19 Wittwen je 22 Mark = 418 Mark, d. aus der 
weigvereinstaſſe an 25 Wittwen reſp. Waiſen je 20—35 Mark = 530 M. 
ußerdem bat der Verein zur Beihilfe in der Provinz einen Zuſchuß von 
93 Mark geleiſtet, ſo daß im Ganzen durch den hieſigen Verein 1041 Mark 
an hilfsbedürftige Lehrer⸗Wintwen und Waiſen zur Vertheilung gelangten. 
Dies günſtige Reſultat iſt, wie der Bericht dankend hervorhebt, der fiber: 
aus wohlwollenden Theilnahme zu verdanken, deren ſich der Verein Sei⸗ 
tens einer Anzahl Woblibäter aus den Kreiſen der Nichtlebrer zu erfreuen 
batte. Zum Delegirten für die zu Pfingſten d. J. in Hirſchberg ftatifindende 
Haupiverfammlung des Peſtalozzi⸗ Vereins für die Provinz Schleſien 
wurde von der Verſammlung der Vorſitzende det Vereins, Lehrer Fried: 
rich, gewählt. Der Bericht über die mit dem Peſtalogzi⸗Zweigverein orga⸗ 
niſch verbundene Sterbekaſſe weiſt einen Kaſſenbeſtand von 190 Mark nach. 
Im verfloſſenen Jahre iſt an die Hinterbliebenen eines verſtorbenen Mit⸗ 
gliedes der ſtatutenmäßige Betrag von 100 Mark gezahlt worden. — Am 
Dinstage beging der Schubhmachermeiſter Praſſe bierjelbft fein fünfzig: 
jäbriges Bürgerjubiläum. Der Jubilar wurde hierbei in üblicher Weile 
durch eine Deputation der ſtadtiſchen Behörden beglückwünſcht, ſowie auch 
Seitens der Schubmacherinnung mit einer Jubelgabe erfreut. — An dem 
ſelben Tage feierte in Kubnern, bieſigen Kreiſes, das Konrad'ſche Ehepaar 
das Feſt der goldenen Hochzeit. 


D—1. Brieg, 13. Januar. e Ee der geſtrigen Stadt⸗ 
den in dos Bureau der Verſammlung gewählt die 
erren Apotheker Werner als Vorſitzender, Kaufmann Thielſcher als 
tellvertreter, Kaufmann Scholtz als Schriftführer und Kaufm. Spätlich 
als Stellvertreter. Mitgetbeilt wurde ein Schreiben des Provimzalſchul⸗ 
Collegiums, wonach der Unterrichts miniſter die hieſige Gewerbeſchule als 
lateinloſe Realſchule mit neunjäbriger Lehrdauer anerkennt und derſelben 
diejenigen Rechte verliehen bat, welche für dieſe Art der höheren Lehranſtal⸗ 
ten durch Erlaß des Handelsminiſters vom 19. Februar 1879 bezuglich der 
Er zur ſtaatlichen Prüfung für das Baur, Bauingenieur und Ma: 
chinenfach in Ausſicht geſtellt wurden. Auch wird der Minifter die Auf: 
nahme der Anſtalt unter A0 des Hauptverzeichniſſes der miliärberechtigten 
Anſtalten, das beißt unter diejenigen Schulen, bei denen bereits der ein⸗ 
jährige erfolgreiche Beſuch der II. Klaſſe zur Erlangung des Anrechts auf 
den Einjäbrig⸗Freiwilligen⸗Dienſt genügt, bei dem Reichslanzler in Anregung 
bringen. — Seit einigen Wochen waren bier wieder Gerüchte im Umlauf, 
daß ein Bataillon der hieſigen Garniſon nebſt dem Stabe nach Breslau 
verſetzt werden follie. Auf bezügliche Anfrage theilt der commandirende 
General von Tümpling mit, daß das Project in Breslau völlig unber 
kannt iſt und die diesbezüglich curſirenden Gerüchte als durchaus unbe⸗ 
gründet bezeichnet werden müſſen. — Bei der letzten Viebzählung find bier 
307 Pferde und 183 Kühe ermittelt worden. 
` „ 12. Jan. [Vaterlandiſcher Sranuenberein.)] Der 
BE r den Kreis Toſt⸗Gleiwitz veröffentlicht einen 
Bericht, betreffend die Einführung der Hausinduſtrie, dem wir Folgendes 
entnehmen: Der Verein erkannte ſehr bald nach ſeiner im Jahre 1869 er⸗ 
folgten Gründung, daß die Einführung der Hausinduſtrie den Hausfleiß 
beben und für Oberſchleſien in beſonders hohem Grade wichtig und op: 
uſtreben ſei. Demzufolge errichtete derſelbe im Jahre 1871 eine Induſtrie⸗ 
chule, in der junge Mädchen nach Entlaſſung aus der Schule in allen 
Zweigen der Handarbeit unter Benutzung von fünf Näbmaſchinen unter: 
richtet werden. Es werden in der Jaduſtrieſchule ſeit neun Jabren im 
Durchſchnitt 40 Mädchen aus der Stadt und vielfach auch aus dem Um⸗ 
kreiſe unentgeltlich im Nähen, Sticken, Stricken, Ausbeſſern unterrichtet und 
nach kurzer Zeit ibren Leiſtungen entſprechend bonorirt. Die auswärtigen 
Madchen erhalten im Winter im Vereinsbauſe oft Nachtquartier und Koſt. 
Das derfloſſene Nothſtandejabr gab Veranlaſſung, auf die Erweiterung der 
Erwerbsfähigkeit der unteren Klaſſen Bedacht zu nehmen und ſind bisher 
nachfolgende Handfertigkeiten eingeführt worden. Durch zwei aus Nieder: 
ſchleſien engagirte Lebrerinnen werden gegenwärtig 50 Schülerinnen in der 
Strohbutflechterei unterrichtet und bat der Verein darin die glänzendſten 
Reſultate erzielt. Denn ſeit October v. J. wurden nicht nur 300 meiſt 
im ſchulpflichtigen Alter ſtehende Mädchen in dieſem neuen Induſtriezweige 
ſoweit befeſtigt, daß ſie vollkommen zur Fabrikation von Hüten geeignetes 
Geflecht berftellen, ſondern der Verein war auch im Stande, in Brynnek, 
Kieferſtädtel, Kottulin, Lohna⸗Lany, Peiskretſcham, Rauden, Schönwald, 
ft und Trynek dieſe Induſtrie einzuführen. Ein Uebelſtand für den erſten 
Anfang lag darin, daß es an geeignetem Strob fehlte. Der Verein richtet 
daber an die Landwirthe im Kreiſe Gleiwitz die Bitte, Sommerweizen an⸗ 
zubauen. Das Stroh würde ſich bei geeigneter Behandlung mindeſtens 
E doppelten Marktpreiſe berwertben laſſen. Was die Verwerthung der 
eflechte anlangt, jo bat der Verein allerdings noch nicht genügende Er⸗ 
fabrung darin ſammeln können. Aus bein in der bieſigen Schule fabri⸗ 
cirten Geflecht find bereits 180 Strohbüte angefertigt worden, und aus dem 
angeſammelten Geflecht dürfte bis ſetzt ſchon etwa die zehnfache Zahl op: 
uſertigen fein. Der Verein bofit für dieſe Hüte, und zwar für Herren zum 
reife von 0,25 bis 1,50 M. und für Frauen von 0,30 bis 2 M. leichten 
Abſatz zu finden. Das in den borbenannten Ortſchaften bergeitellte Geflecht 
kauft d Verein an und liefert an einzelne Ortſchaften das Stroh. Nach 
den bis berigen Erfahrungen wird ein Schulkind bei ganz mäßigem Fleiß 
hierdurch täglich 10 bis 20 Pf. verdienen. Erwachſene, zumal altersſchwache 
Berfonen, die ibre ganze Thatigkeit dem Erwerb widmen, werden etwa 50 
bis — ie nach ibrer Fertigkeit. bierbei erwerben können. In der im 
Novem 15 gabe eröffneten Drablflechterei werden Knaben im Alter von 
12 bis A a a drei Abtheilungen zu je 12 Schülern unterrichtet. Es 
batten Dë u ; emeldet, doch konnte zunächſt eine größere Zahl zweck⸗ 
dienlich nicht un lade a werden. Die angefertigten Waaren zeigen bereits 
verwendbare Fertig den dofft der Verein, namentlich für Blumenkörbchen, 
leichten Ablab 4 M Tomi Gärtnereien zu finden. Körbchen zum Preiſe 
von 25 Pf. bis 1 M., d et Kinder » Ameublements find auf Lager. In 
der Zeppichobrilation bin 13 And Curſen ewa 16 Madchen unter: 
richtet. Der Verein ba Zeep Uëotien an 309 kleine Ackerbeſitzer un⸗ 
entgeltlich Flachsſamen vert 0 Bed 60) Spindeln gratis verabfolgt. In 
der Kleinkinder⸗Bewahranſta 2 * 86 Kindern 46 unentgeltlich de⸗ 
töftigt. Der Verein wird auch een ne Augenmerk auf die Erweite⸗ 
rung der Erwerbsfähigkeit der un Eriol * richten und glaubt hiermit 
am ebeften focialen Schäden mit Crlolg zu begegnen. 


d. Januar. [Zum Eiſenbahnverkehr] Wiewohl der 
Mer für Eu lien Arbeiten den Eiſenbabndirectionen bei Auf: 
ſtellung der Fahrpläne wiederholt eine ſorgſame Berückſichtigung auch der 
Ipcalen Verbältniſſe zur Pflicht gemacht hat, damit den 3 
genügt werde, ſo wird trotzdem die Pflege des Localverkebrs ganz außer 
Acht gelaſſen. Wenn don der bieſigen Einwohnerſchaft erwartet wurde, daß 


beim Inbettiebſetzen der die bieſige Stadt berührenden Eiſenbabnſtrecke 
Oppeln⸗Beutben reſp. Gleiwitz, eine den Verhältniſſen des Publikums ent: 
ſprechende Verbindung mit der Kreisſtadt Gleiwitz hergeſtellt werden würde, 
fo mußte Déi dieſelbe arg getäuſcht ſeben. Ungeachtet mehrfacher Vorſtel⸗ 
lungen bei der Eiſenbahnbetriebsbebörde iſt bisher nichts geſcheben, um den 
Verkehr zwiſchen bier und Gleiwitz, insbeſondere denjenigen Perſonen möglich 
zu machen, welche beim Landrathsamte oder Landgerichte Termine wahr⸗ 
zunebmen haben. Zwiſchen Toſt und Gleiwitz beſteht bisber mittelſt der 
Eiſenbahn nur eine Verbindung, und zwar Abfahrt von Toſt 8 Uhr 32 
Vormittags, Ankunft in Gleiwitz — nach zweimaligem Umſteigen, in Peis⸗ 
kretſcham und Laband, — um 10 Uhr 10 M. Vormittags. Rückfahrt von 
Gleiwitz um 2 Uhr 13 M. Nachmittags, und Ankunft in Toſt um 3 Uhr 
40 M. Nachmittags. Da die Termine beim Landgericht und Landrathsamt 
gewöhnlich von 9 Uhr früh! bis nach 2 Uhr Nachmittags dauern, fo kann 
das Publikum die Eiſenbahn nicht benützen und muß, wie bisber, mittelſt 
Fubrwerk zwiſchen bier und Gleiwitz verkehren. Für die Eiſenbabnbetriebs⸗ 
behörde wäre es ein Leichtes, eine bequeme Verbindung von Gleiwitz und 
zurück mittelſt des von Groß⸗Streblitz bis Peiskretſcham reſp. Laband ver 
kehrenden Localzuges herzuſtellen, wenn die Eiſenbahnbehörde den gedachten 
Localzug von Groß⸗Streblitz bis Gleiwitz direct verkehren ließe und die 
Abfahrt dieſes Localzuges in Gleiwitz von 4 Uhr Nachmittags ab anord⸗ 
nete, fo daß dieſen Localzug nach Peiskretſcham, reſp. Toſt und Groß⸗ 
Streblitz auch diejenigen Reiſenden benützen könnten, welche aus Kandrzin 
um 4 Uhr 12 M. Nachmittags in Laband eintreffen. Ferner liegt es auch 
im allgemeinen Wunſche der Bewohner der Städte . Toſt, 
Peiskretſcham und Beuthen, daß der letzte Zug von Oppeln nach Beuthen 
erſt nach demjenigen Zuge in Oppeln abgelaſſen wird, welcher um 6 Uhr 
30 M. Abends von Breslau abgebt und um 8 Uhr 42 Minuten Abends 
in Oppeln eintrifft, ſo daß das reiſende Publikum einerſeits 2 Stunden ſich 
in Breslau aufhalten, andererſeits nicht zwecklos 2 Stunden lang in 
Oppeln warten müßte. Es verlautet, daß bereits von verſchiedenen Seiten 
Schritte gethan wurden, um die Eiſenbahnbeboͤrde zu veranlaſſen, dem Ber 
dürfniſſe des reiſenden Publikums mehr Rechnung zu tragen. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Burean.) 
anuar. Die Hauptgewinne der Dombaulotterie fielen mit 


Köln, 14. 
M. auf Nr. 298,217, mit 30,000 M. auf Nr. 221,164, mit 15,000 M. 


5, 
auf Nr. 243,293, 

London, 14. Jan. Unterhaus. Auf die Anfrage Fowlers erklärt 
Dilke, es ſei weder die Erlaubniß zur Landung von Truppen und 
Material in der Delagoa⸗Bay bei Portugal nachgeſucht worden, noch 
nachzuſuchen beabſichtigt. Synan nimmt die Adreßdebatte wieder auf. 
Gladſtone wohnte der Sitzung nicht bei. 

Brüſſel, 14. Jan. Unter Leitung der Brüſſeler Bank hat ſich 
heute das belgiſche Comite zur Wahrung der Intereſſen der Inhaber 
türkiſcher Renten conſtituirt. 

Petersburg, 13. Januar. Der bereits kurz gemeldete kalſerliche 
Ukas an den Finanzminiſter lautet folgendermaßen: 


Auf Grund unſerer Allerhöchſten Ordre wurden die außerordentlichen 


Kriegsausgaben theilweiſe durch von der Reichsbank entlehnte Summen 
gedeckt, welche ihrerſeits, um dieſe Vorſchüſſe leiſten zu können, Credilbillets 
emittirte. Nunmehr haben wir es nach Ihrem durch ein Specialcomite 
durchgeſehenen Vorſchlage für gut befunden, die genannten Anleihen auf: 
bören zu laſſen und gleichzeitig Maßregeln zur Verſtärkung der Mittel der 
Reichsdank zu ergreifen, damit dieſelbe aus ihren disponiblen Summen ſo⸗ 
wohl die vom Reichsſchatze beorderten Zahlungen leiſten, als auch Darlehen 
und Vorfhüfje für Handel und Induſtrie gewähren könne, gemäß den Sta⸗ 
tuten der Bank und ohne zu ferneren Emlſſionen von Creditbillets ihre Zu: 
flucht nehmen zu müſſen und mit der Bedingung die Zahl der in Umlauf 
befindlichen Creditbilleis LK Maßgabe der Möglichkeit zu vermindern. 
Deshalb verordnen wir: 1) Aus den Mitteln des Reichsſchatzes ſoll der 
Reichsbank ohne Verzug derjenige Betrag gezahlt werden, welcher nöthig iſt, 
um die Forderung der Bank an ven Staat für die für letzteren geleiſteten 
Zahlungen auf 400 Millionen Rubel zu reduciren. 2) Der Reſt der Schuld 
an die Bant, im Betrage von 400 Millionen Rubel, ſoll vom Jahre 1881 
an gerechnet dur 
werden. 3) Die Creditbillets find nach Maßgabe ihrer Anſammlung in den 
Kaſſen und mit Rückſicht auf die Bedürfniſſe des Geldumlaufes zu ber: 
nichten. — Indem wir Sie mit der Ausführung des gegenwärtigen Ukaſes 
beauftragen, beabſichtigen wir, geregeltere Beziehungen zwiſchen dem Reichg⸗ 
ſchatze und der Reichsbank berbeizufübren und beizutragen zu einer af, 
mäligen Herſtellung der Valuta, vorbeugend einer plötzlichen Bedrängniß 
des Geldmarties und den daraus für Handel und Induſtrie erwachſenden 
Schwierigkeiten. 

Petersburg, 14. Januar. Das Deſiclt des Budgets pro 1881 
beträgt 50 Millionen. Es ſoll aus dem Eiſenbahnfonds gedeckt wer⸗ 
den, welcher dem Reichsſchatz 138 Millionen ſchuldet. Am Schluſſe 
des Berichtes an den Kaiſer ſagt der Finanzminiſter: Da die Gründe, 
welche jetzt das Defielt herbelführten, nicht chroniſcher Natur ſind, hoffe 
er, daß die durch das Mißerntejahr geſchaffene ungünſtige Bilanz bei 
gebeſſerter ökonomiſcher Lage und verminderten Folgen des letzten 
Krieges verſchwinden werde. Um das Gleichgewicht im Budget her⸗ 
zuſtellen, bedürfe es aber ſtrengſter Sparſamkeit in allen Verwaltungs⸗ 
zweigen. Trotz des friedlichen Charakters der auswärtigen Politik 
Rußlands werde faſt ein Drittel des Budgets für das Kriegsmini⸗ 
ſterium verwandt. Der Finanzminiſter halte es für ſeine Pflicht, ſeine 
Ueberzeugung auszuſprechen, daß es die unabweisbare Nothwendigkeit 
gebiete, nach den Anordnungen des Kaiſers Maßregeln zu ergreifen, 
welche geeignet ſind, die jetzt vom Lande für den Unterhalt der 
Krlegsmacht aufgebrachten Koſten zu reduciren. 


Telegraphiſche Courſe und Böͤrſen ⸗Nachrichten. 

. T. B.) Paris, 14. Jan., Abends. [(Boulevard.] 3% Rente —,—. 
Neueſte Anleihe 1872 120, 26. Türken 12, 95. Neue Egyptier 358, 75. 
Banque ottomane — —. Italiener 87, 25. Chemins —, —. Oeſterr. 
Goldrente — —. Ungar. Goldrente 93%. Spanier exter. 21, 56, inter. 

„ —. taatsbahn —, —. Lombarden —, — 1877er Ruſſen — —. 
Türkenlooſe —, —. Türken 1873 —, —. Amortiſirbare —, —. Cent 
Anleihe —, —. riſer Bank —. Feſter. 

., 14. Jan., Nachmutags 2 Uhr 30 Min. (Schluf⸗ 
Courſe.] Londoner Wechſel 20, 41. Pariſer Wechſel 80, 60. Wiener 
Wechſel 171, 92. Köln⸗Mindener Stamm⸗Actien 149%. Rheiniſche Stamm 
actien 169%. Heſſiſche Ludwigsdahn 95%. Köln⸗Minv. Pramien⸗Antd. 
130%. Reichsanleihe 100%. Reichsbank 145%. Darmſtadter Bank 148 
Meininger Bant 95. Oeſterr.⸗Ungariſche Dank 705, —. 
252%. Silberrente 653%. Papierrente 62%. Goldrente 76%. Ungariſch⸗ 


bahn 213%. 
238%. 


anzofen *) 
93%. 1880er Ruſſen 74%. IL Driensonleibe 61. Central⸗Pacific 113%. 
Elbthal —. Lothringer Eiſenwerke —. Privat⸗Discont — pCt. Ungariſche 
Papierrente 69%. Ziemlich feſt. 
Nach Schluß der Börfe: Creditactien 252. Framzoſen 237%. Galizien 
94%. 1880er Ruſſe 


22 


Italiener — —. 


*) per medio reſp. per ultimo. 
amburg, 14. Jan., Nachmittags. [Schluß ⸗Courſe.] Preuß. Aproc 


iſenbahn 16044, do. junge 154%, 
94228 e 2. Dibconto 34 J. Malt. 


Wechſelnotirungen: London lang ` 
20, 42 Br., 20, 34 Gd., Amſterdam 167, 30 Br., 166, 70 Gd., Wien 170, 50 
Br., 168, 50 dr, Paris 79, 90 Br., 79, 50 Gd., Petersburger Wechſe! 


per Januar 207 Br., 206 Gd., pr. April⸗Mai 211 Br., 210 wn, N 
br. Januar 198 Br., 197 Gd., pr. April⸗Mai 191 Br., 190 Gd. Hafer 
und Gerſte unverändert. Rüböl matt, loco 55, —, pr. Mai 55, 50. Spiritus 


jährliche Rückzablungen von 50 Millionen Rubel getilgt] I 


Crevitactien“ 7 


matt, per Jauuar 47, 00 Br. per Januar-Februar 47% Br., per Februar⸗ 
März 47, 25 Br., per April⸗Mai 46, 75 Br. Kaffee ftetig, Umfas 2000 Sad. 
Petroleum Hau, Standard white loco 8, 80 Br., 8. 60 Ep. pr. Januar 
8, 65 Gd, pr. Februar⸗März 8 70 Ad. Wetter: Froſt. 

Poſen, 14. Jan. Spiritus pr. Jan. 52, 40, br. Febr. 52, 80, pr. März 
53, 30, pr. April⸗Mai 54, 20. Gek. — Liter. Matt. 

Ltverpool, 14. Jan., Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Mutbmaßlicher Umſen 10,009 Ballen. Unverändert. Tagesimport 9000 


M.] Ballen, davon 4000 B. amerikaniſche. 


Liverpool, 14. Januar, Nachmimags. [Baumwolle.] (Schluß bericht.) 
Umſatz 10,000 Ballen, davon für Speculation und Exvort 1000 Ballen. 
Unverändert. Middl. amerilaniſche März⸗April⸗Lieferung 6%, Mai⸗Juni⸗ 
Lieferung 6% D. a d 

Liverpool, 1 755 1 Nachmittags. [Baumwollen⸗Wochenbericht.] 
Wochenumſaß 56,000 Ballen, desgl. von amerikaniſchen 40,000, desgl. für 
Speculation 1000, desgl. für Export 4000, desgl. für wirkl. Conſ. 45,000 
desgl. unmittelbar ex Schiff 11,000, wirklicher Erport 7000, Import der 
Woche 59,000, davon amerikaniſche 51,000, Vorrath 487,000, davon ameri⸗ 
kaniſche 368,000, ſchwimmend nach Großbritannien 446,000, davon ameri⸗ 
kaniſche 397,000 Ballen. i 

Mancheſter, 14. Januar, Nachm. 12r Water Armitage 8, 12r Water 
Taylor 8%, 20r Water Micholls 9%, 30r Water Gidlow 10, 30er Mater 
Clapton 10%, 40r Mule Mavoll 10%, Ae Medio Wilkinſon 12, 36r Warp⸗ 
ron Ke Wee e en 11%, 608 Double Weſton 

2, Brin ers 16 0 pfd. D est. 

Petersburg, 14. Jan., Nachmittags 5 Ubr. [Schluß courſe.] Wechſel 
London 3 M. 25%, do. Hamburg 3 M. 214%, do. Amſterdam 3 M. 127%, 
do. Paris 3 Mon. 266%, Ruſſiſche Pramien⸗Anleihe de 1864 (geſt.) 222%, 
do. de 1866 (geſt.) 221, Ruff. Anl. de 1873 136, Ruſſ. Anl. de 1877 141, 
4:Impsriald 7, 87, Große But, Eiſenbabnen 250, Ruſſ. Bodencredit⸗ 

fandbriefe 127%, II. Orient⸗Anleihe 92, III. Orient⸗Anleibe 92%, 
Privatdiscont 6%. g 

Petersburg, 14. Jan., Nachmittags 5 Uhr. [Broductenmarkt.) Talg 
loco 53, 50, ver Auguſt 57, 00. Weizen loco 17,00. Roggen loco 13, 25. 
Due - 4 00. Hanf loco 32, 00. Leinſaat (9 Pud) loco 17, 00. — 

etter: Froſt. 

Bert, 14. Januar, Vorm. 11 Ubr. [Brobuctenmarkt.] Weizen loco 
feſt, auf Termine luſtlos, pr. Frübiabr 11, 70 Go., 11, 75 Br. Hafer per 
Frühjahr 6, 45 Gd., 6, 50 Br. Mais per Mai⸗Juni 6, 05 Gd., 6, 08 Br. 
Koblraps 12. — Wetter: Schön. 

Paris, 14. "op, Nachmittags. [Producten markt.] (Schluß bericht.) 
Weizen feſt, pr. Januar 28, 75, pr. Februar 28, 40, per März: goe 
28, 40, ver März⸗Juni 28, 25. Roggen ruhig, ver Januar 22, 00, per März⸗ 
Juni 22, 50. Mebl ſeſt, ver Januar 61, 75, per Februar 61, 30. per 
März⸗April 60, 75, per März-Juni 60, 50. Müböl feſt, per Januar 71, 75, 
ver Februar 72, 25, per März: April 73, 25, per Mai⸗Auguſt 74, 50. 
Spiritus ruhig, ver Januar 61, 75, per Februar 61, 50, per März⸗April 
61, 50, ver Mai⸗Auguſt 61, 25. — Wetter: Kalt. 

Paris, 14. Januar, Nachmittags. Re dzucker 88° loco ruhig, 57, 50. 
Weiher Zuder feſt, Nr. 3 per 100 So, per Januar 66, 25, per Februar 
66, 60, ver März⸗April 67, 00. 

London, 14. Januar, Nachm. Havannazucker Nr. 12 24%. Schwach. 
Amſterdam, 14. Januar, Nachm. Bancazinn 55. 

Antwerpen, 14. Januar, Nachm. [Getreidemarkt.] (Schlußbericht.) 
Weizen ſteigend. Roggen feſt. Hafer ſtill. Gerſte unverändert. 

Antwerpen, 14. Jan., Nachm. 4 Uhr 30 Minuten. [Betroleummartt.) 
Schlußbericht.) Raffinirtes, Type weiß, loce 24 bez. und Br., per Febr. 
23 Br., per März 22 bez. u. Br. Weichend. ` 

Bremen, 14. Januar, Nachmittags. Betrsleum ruhig. (Schlukberiät.) 
Standark white loco 8, 60 bez., per Februar⸗April 8, 65 bez., per März —, 
per Auguſt⸗December 9, 75 Br. 


Handel, Induſtrie "€. 


Berlin, 14. Jan. [Börſe.] Die Speculation trug den don den aus⸗ 


wärtigen Abendbörſen eingetroffenen, wenig animirenden Notirungen inſofern 
Rechnung, als fie ſich auf die ſeit vorgeſtern verlaſſene reſervirte Poſition zurückzog. 
Die Grundſtimmung war eine ziemlich Leite, kam aber nicht recht zum erkenn⸗ 
baren Ausdruck, da die Umſätze auf allen Gebieten ſehr geringfügig blieben. 
n Wien hat man an der heutigen Frühbörſe die feſte 
recht erhalten, die geſtrigen Notirungen aber nicht behaupten können, man 
meldete von dort Franzoſen 1% Fl. und Lombarden 1½ Fl. niedriger als 
geſtern Mittag. Dagegen notirte man Galizier trotz des geſtern gemeldeten, 
wenig befriedigenden Einnahme⸗Ausweiſes 1 Fl. beſſer, das Papier erfreute 
ſich aus dieſem Grunde auch bier eines bedeutenden Intereſſes und großer 
Umſatze, welche den Cours um pCt. in die Höhe brachte. Die übrigen 
Ditert, Nebenbahnen lagen total vernachläſſigt, ſelbſt Elbethalbahn⸗Actien 
konnten es nicht zu einem nennenswerthen Verkehr bringen, etwas Beach⸗ 
tung fonden Duxer bei 1 pCt. böberem Preiſe. Dagegen traten inländiſche 
Bahnen, die geſtern zum Schluß ſchon ſehr beliebt waren, mehr in den 
Vordergrund; in Beraiſchen wie auch Mainzern fanden namhafte Abs 
ſchlüͤſſe ſtatt, dieſelben profitirten 7 —7 pCt. Schleſiſche Bahnen, beſonders 
Oberſchleſiſche, tendirten matt. Banken konnten bei abſoluter Geſchäfts⸗ 
loſigkeit ihren letzten Stand ungefähr bebaupten. Auch Montanwerthe 
blieben ruhig, ihre Courſe ſtagnirten. Sehr feſt und lebhaft, wenn auch 
im Preiſe wenig verändert, waren die ruſſiſchen Fonds, auf welche die 
Publication des kaiſerlichen Ukas bezüglich LN Kei der Staatsſchuld an 
die ruſſiſche Reichsbank einen vortheilhaften Einfluß ausübt. Ruſſiſche Noten 
konnten bei lebhafter Nachfrage ihre höchſte geſtrige Notiz überholen. Der 
Rentenmarkt zeigte wenig Feſtigkeit, Ungar. Goldrente verloren 7 , Ungar. 


Papierrente behauptete mit Mübe den letzten Cours. Lombarden und 


Sranofen mußten auf Grund der niedrigeren auswärtigen Notirungen ca. 
Mark nachgeben. Creditactien, anfangs ziemlich feſt, verloren ſpäter 
unter dem Drucke der Geſchäfisſtille 1 Mark. Die Geſchaftsſtille beeinflußte 
im weiteren Verlaufe der Börſe nicht allein die Courſe, 
Haltung. Sämmtliche Werthe erfuhren kleine Einbußen, ſehr erheblich ver⸗ 


loren Oberſchleſiſche, welche durch umfangreiche Abgaben gedrückt wurden 


und die übrigen Bahnpapiere in ſtarke Mitleidenſchaft zogen. Ruſſen blie⸗ 
ben anhaltend feſt, Lombarden wurden offerirt. Schluß ſchwach. 

Courſe um 2% Uhr: Matt. Credu 503,00, Franzoſen 473,00, Lom⸗ 
barden 176,00, Reichsbank 145,50, Disc.⸗Comm. 176,00, Handels⸗Geſellſchaft 
—,—, Laurabütte 123,00, Dortmunder Union 94,00, Bergiſch 


do. Gifenbahn Coupon 171,50 bez., do. Papier in Wien ge 
min. 35 Pf. k. Wien, Amerik. Gold⸗Doll.⸗Bonds 4,19 bez., do. Eiſenb.⸗ 
Prioritäten 4,19 bez., do. Papier⸗Dollar 4,19 bez., 6% New⸗Norl⸗Cito 
4,19 bez., Dat, Central⸗Boden min. — Pf. Paris, do. Papier u. verl. min. 
5 Pf. k. Pet., Poln. Papier u. verl. min. 75 Pf. Warſchau, Ruſſ. 
oll 20,45 —46 bez., 1822er Ruſſen —, Große Ruf. Staatsbahn — bez., Ruff. 
oden⸗Credit —,— bez., Warſchau⸗Wiener Comm. — "e Warſchau⸗ 
per a bez., 3% m 325 1 50 ag Re 
in Paris zahlbar min. — Pf. Paris, Holländi — Pf. erdam, 
S — Pf. Paris, Belgiſche min. — Pf. Brüſſel, Verl. Sr 
Obligat. 20,32 bez. 


Breslau, 14. Januar. [Nußholz:Submiſſion der Nieder⸗ 
schleich Marti gen Eiſenbahn.] Die Lieferung der pro 1881/82 
erforderlichen Nutzbölzer für den Betrieb der Werkſtätten und zwar 1) 5760 
Stück Eichenbolz, 2) 22,325 Stück Kiefernholz, 3) 4063 Stüd Pappeldolz, 
4) 271 Stück Erlenbole, 5) 69 Stuck Weißbuchenholz, 6) 21 Stuck Roth: 
buchenbolz, 7) 20 Stück Birkenbolz, 8) 44 Stück Lindenbolz, 9) 113 Stuck 
Eſchenbolz verſchiedener Dimenſionen war von der königlichen Eiſenbahn⸗ 
Direction in Berlin öffentlich ausgeſchrieben worden. Es offerirten per Kubiks 
meteter: Selig jun. in Schildberg ad 1 zu 70-85 M., ad 4 zu 45 M., ad 
5 zu 75 M., ad 6 und 7 zu 60 M., ad 8 zu 50—59 N. frei Breslau; 
Kaſſirer Söhne in Breslau ad 1 zu 88. —120 M., ad 2 zu 42,40 — 43,80 
M., ad 3 zu 35,80 M. ad 4 zu 48-58 M., ad 5 zu 96-93 M. frei ver⸗ 
ſchied. Werkſtätten; H. 2 15 in Stargard ad 1 zu 90—120 M., ad 2 zu 
43—50 M., ad 3 zu 32—35 M., ad 4 zu 48-50 M., ad 5 zu 70 M = 
6 zu 60-65 N. ad 7 zu 60 N., ad 8 zu 90 M. frei berſchiev. Werftätien: 
A. Opitz, Coswig in Anhalt ad 1 zu 81—120 M., ad 2 zu 46 50 —54,70 
M., ad 3 zu 45—48 M., ad 9 zu 95 M. frei derſchſed Wertftätten; Schön⸗ 
berg u. Hobmuth in Guben ad Izu 85 M., ad 2 zu 43 M., ad 3 zu 20 M 
ad 4 zu 45 M., ad 5 zu 75 M. frei Guben; F. A. Schneider in Guben 
ad 1 zu 92-96 M., ad 2 zu 48—50 M., ad 3 zu 32— 34 M. frei verſchied. 
Werkſtätten; Robert Liebrecht nur für Breslau ad 1 zu 95 —120 M., ad zu 
32—44 M. Carl Hillmann, Berlin, ad 2 zu 43 M, frei Berlin, Stargard 
und Frankfurt; Bernhard Juliusburger, Breslau, ad 2 unbeſäumt zu 58 


Haltung zwar auf⸗ 


fondern auch die 


éi 


ur N b CB USERN LÉI bb Ze 2 
Breslau; C. Lengner in Poln.⸗Wartenbe 5 
frei Breslau; R. Schmidt in Ratibor ad 2 zu 40,80—48 
in Brieg unbefäumt ad 
bis 70,50 M., ad 6 zu 


2 


D 
U 


Berger in Hainau ad 3 zu 51 M. frei Breslau. 
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Fonds- und Geldoourse. Wechsel-Course. 


5. Jan. 


D.⸗P. 4 M. 40 Cm. U.⸗B. — M. 
4. Jan. O.⸗P. 4 M. 44 Em. U.⸗P. — M. 6 Cm. 


eee 

zu 38-40 M. 
M L. Arnhold 
3 zu 29,80 M., ad 4 zu 24—44 M., ad 5 zu 45 
53 M., ad 7 zu 41 M., ad 8 zu 65 M., ad 9 zu 
130 M. frei Breslau; A. Jentſch, Neumarkt, ad 3 zu 32 M. frei Breslau ; 


1. 


—6 


Deutsche Reichs A, 1. 4 100,50 ba Amsterdam 100 EL 8 T. 3 168,35 ba 
Consolidirte Anleihe . 4½ 105,0 bag do do. 2 H. 3 16778 dz 
Gut 3 de. 1576 . V —— ur Wie vue 9 31 35 2 bz 
114444 3 0. e A 
Staats-Schuldscheine. 34½ 97,40 bz Paris 100 Fres. 8 132 80,55 ba 
U Präm.-änleino v. 1686 3½ 151.00 B do, de "WOR Ce Ai 2 1 81½ 80,18 bad 
Berliner Stadt-Oblig. As 104,00 DzB Petersburg 100 SR, “3W6 |211.90 bz 
Berliner ‚dt 104,00 B do. de. 3 6 |210,35 ba 
Be d E m.» 2 Gi ba Warschau 10 SE f T 6 |212,30 ba 
. 8 0. er Wien 100 Fl 8 1 4 17188 ba 
KE: S 2 ue & än bz do do. 2 M. 4 [171,00 ba 
Ba Ki 0. rd. — — 
= 5 IP sensche neue. 4 9 99,50 be Kurh. 40 Thaler. Loose 279,50 G 
2 & [Schlesiocho. . . . . 3½ 91 80 8 Badische 38 Fl.-Locse 176,00 B 
Lë Ladschaftl,Contral4 | 90,60 Braunschw.Präm.-Anleihe 99,00 bzG 
7 2 (Far- u. Neumark. 1 100,0 bz Oldenburger Loose 182,09 G 
dë 2 Pommersche. 4 100,20 B 
. ö 4 110010 b. passte 962 B Dollar 420 B 
Be, 4 — 1 . = 
KR. 3 Westfäl, u. Reid. 4 100, 10 ba Sover. 20,35 OG Oest. Bkn. 172,00 ba 
A Sichsischo . ...« 4 100,10 G Napoleon 16.18 bz do. Silbergd. — — 
E S-hlesische . .. JA 100,10 0 Imperials — — Russ. Bkn. 212,80 ba 
8 Badische Präm.-Anl, 4 134,70 6 
G Am- An, 137 k 
i Ee e oe a Elsenbahn-Stamm-Actien. 
7 Odin-Atpd.Pramiensoh. 3½ 130,25 D Divid, prof 1879, 1880 | 
Y Sächs. Rente von 1876 3 78.30 0 Aachen-Mastricht. 455 — 1 E bad 
5 PPP neee — 5,10 ba 
Sé Hypotheken-Certificate. Bere Aab 5 E ` ‚1000 118 
K "schePartial Obl. 5 107, ben Lëecis-Droden .. — 26 
K- Ee e 4111102,60 — Berlin-Görlita. 0 | — 42490 ba 
ir: do, do. 5 102.00 520 e cet 12a — 228,75 bz 
/ -Bk,-Pfb 41 "` erl-Petod Mag — — — 
* ne * 0. GE: H H 10355 Ké E EE Ke Eh 40% Lu ? Kë — 
* „ Gent Bod. Cr. 4½— — Böhm. Wes bahn. nah R 
D 3 — — 5 — 35108 80 ba oresl.-Frelbd .. 494 | — 4 9,80 ba 
Kündbr, do. (1872) „80 b. = 
. Wa ückbe.& 116,6 111,50 G Cöln-Minden, . +. 6 6 H he he 
. d do. 4½ 106,20 B Dax-Bodenbach.B.| © — D 
AH Apel Ais H 108,76 bz at. Carl-Ludw.-B.| 7,738] — P 122,10 ba 
i Kündb.Hyp.-Schuld.do.ö 102% ben Halle. Sora u- G ub. — 4 | 25,80 ba 
ol Hyp-Anth, Nord-G.-C.B.|6 1108,10 @ Kaschan-Oderberg| A | — 4 | 56,50 ba 
A do. do, Pfandbr. 5 100.00 B Kronpr. Rudolfb Ap — s | 71,80 bet 
K- Poram, Hypoth.-Briafe 5 10275 2 E 
40. 11. K 102,75 bad ärk.-Pozener .. — 
ai Präm.-Pi, I. Em. 5 12680 bad M.gdeb Halberg. 6 € e 149,40 br& 
de, We fl. Er. 5 lis 50 baB JMains-Ludwigeh |4 |— 4 | 9828 ba 
{ 40. Be Pl. ekaikr sai lg 108,00 B Wiederschl-Nark A3 4 4 110050 B 
d de, Alb do, do. m. 110/41,1104.00 B ag OPE. ZA — 225 199,20 ba 
\ Meininger Präm.-Pfd./4 121,40 ba sg, B. 9 1 2160,70 ! 
éi Hes BA.0r.-Oc.lö 100 20 ba fete Fr. 8 %% 6 |— 4 880 860 
fadb: ı 10est, Koräwestb.,| 4 — 5 326,50 ba 
es, Bodencr. D fadbr. s 104,20 ba R | 2 
57 do. do. 4½ 104,60 ba Oe:t,Südb.(Lomb,)| © — A |1°900-77,06 
Südd. Bod,-Osad,-Pidb./ö 104.00 B = per 5 É Ze — 5 14758 * 
do. 40. Als 102,20 N zhte-O. U. B. 10 — d 
| EE g S Seier? Ia, E be, 
2 D sche Fonds, Sheinischor ss». 2 6½ 160,20 bei 
# 40. Lit. E. (4% gar. 44 4 99,90 8 
Rio en a a d'Ee eln ele | A | 4 | 19,40 eg 
1. Selärener era US E Lee enden 345 |: d | 5860 ba. 
ri 1 (echt? g SıhweisWestbahn — 2 
Br de. Papierrente , 1 0 6360 dan S argerd Posener 4½ | Ai, 4½ 10350 B 
a ee Les e" Thüringer Lit. A| 83 — 4 17400 bg 
72 — La att HÄ 119878 b | Warachau-Wien. JS 4 309.80 b. G 
* 25. Glen 15s. ff. 3130 de jWeimar-Gera .. % | — 4 81,76 ba 
d * Si v. 64 5 N 147.00 G Leger mer EE PPC 
L KSC 180016 145,90 Col eee ee e 
5 rient Anl. v,1°77 ba IBerlin- Dresden 0 — s | 86,50 be 
Ki 40. II. de. vis 18 5 | 61-6.10 ban Berlin- Görlitzer. a 3½% — 5 82750 bz 
* do. II. 40. v. 18795 60 80.90 bz I Breslau-Wargczzu 0 — 5 | 42,90 b 
Ki 40. Engl, v. 1871. «16 92,10-92 be ÄHalie-Sorau-Gub. .| 349g — |5 | 97,90 8 
Ra ge do Ti 1672 | 921002 be ende emen? — 6 | 8130 58 
0. Auleih ... Märkisch - Posonor — a 
de, do. 1888. . % | 7440 be  Änagieb.-Halberst.| 345 | äh 3½ 89,30 ba 
do. Bod,-Ored.-Pfdbr.|ö ‚00 Q do. Lit. C. 5 5 5 124,00 bet 
” do. Oent.-Bod.-Cr.-Pfb. 5 | 7920 bag JMarienburg-Miawa| 5 — 56 | 8975 bzB 
* Russ.-Poln,Schstz-ObL|4 | 83,50 bz Ostpr. Südbahn. 5 — Is 90,00 bzG 
Ar Polo. Pfndbr. III. Am. | 6580-10 ba I Posen-Krevaburg. @4 | — 5 | 70,75 bz& 
j . . 2 10 l eehte O. U. . . 75% — 5 146,75 bat 
Amerik. rüc d LJ, 100, ä 8 — 3 Të Wer 
1 40. 8) Kleine TRA paolo Seat Beba :. 0 — 6 Lann 
nul. 80, Anleihe , % | 87,5 B Weimar-Gera....0 I— 6 3750 6 
X ge ee ua 8 — — — 
AR "Rumänische Anleibe . 24 -Pa ` 
RK onen, Staats-Obligat./6 | 9,20 be Las pont. gen „‚genk Papiere, 8 
* Türkische Anleihe, . fr. 13,10 bzB Lk d Kasse: Ver.“ 8 — 4 169.00 ben 
n erl. Handelo.Ges.| 5 | — 4 [10240 eg 
E do. Loose (M. p. t.) fr. 216,00 bz un 2 
2 Ung. 80% 8t.-Klanb.-Anl. ö5 9010 B rl. Prd.-u. Hdls-B.] 4½ — 4 78 00 G 
nn Brauaschw, Ban ët — (4 | 91,50 b2B 
. Türken-Lo BE Brest. Disc-Bank.| 5 |— |4 | 9,30 8 
E en-Loose 34,20 bz Brosl, Wechslerb 6 Gg 1 96,90 E 4 
A1— — „Cred.-Unk — 88, 
2 Eisenbahn Prioritäts-Actien. mes — ( mine 
. Berg.Märk, Serie IL, 4½ 103,25 8 Darmat, Oreditbk.] 942 | — (4 47,90 be 
Es, e et 210 91,40 b arme. Sdt) Bil | — 1 106106 
E do, do, 41½ 103,90 bzB Dessauer Landesb. — 
BW do. Hess. Nordbahn 4% 10290 bz Deutsche Dark ‚| 9 — P 147,80 bz 
E, Berlin-Görlita conv. 4½ 102,56 8 do. Reichsbank| 5 — Wies 148,50 bz& 
BA" do, N Ari 101,50 0 Ae, Hyp.--F. Berl S — d 174 26 bei 
Lit, . 4½ 101,30 G Dlbe-Oomm.--Anth. — 70 be 
2 Seed. Keb. Lit.D Er 11 SE do. ut. 10 — (4 [176.60-76,10 
D do, do, 0 4 —— B u ran Ink. d — > 117,50 
do, H. 4½ 102,30 ba o. junge — — — 
do. Ss D 42510720 be goth. drunderedb. 5 — 4 | 91,40 ba 
> do, do, K. 4½ 102,50 bzB da, junge 5 — 4 92,00 8 
duo. von 1876% 106,8) ba Aamb. Verefns-B.!— 4 | — 
É Breslau- Warschauer 6 102,50 B Haunov. Hauk. 4½ — 44 103,00 bzG 
8 Cöln-Min den III. LIt. A. 4 | 9990 B Königsb. Ver.-Enk 85 |— 4 85,75 8 
E do. . it. B. 4½ 102,00 8 Ladw.-B. Kwilocki 10 — ` 1115 80 
u do, “u... DNA | 99.80 etbz@ ÄLeipz, Ored.-Anst. — 20 bz 
ber. do, da 2 BA be Laxemburg, Bauk 10 | — 4 1137.50 bz 
Baue Sorau-Guben . 4½ 103,00 0 Magdeburger 25. 0 — d 1 Eë 8 
EK. Märkisch-Posener „.„.Alg| — — Meininger 0. — 75 
Miedersehle. Mark. 1. 4 100% o {Mordd. Bank . 0 — f (ëm eg 
Se: do, do, II. 4 100,00 B FNordd. Grunder, B. 8 — IW 68,00 ba 
x de. opt. 1. 4 1000 o Oberlausitzer BR 4% — WM | 86,75 G 
do. Oh, DL 4 99,80 0 Dest, Ored,-Acttor | III — 4 0700.05, 00 
lan feel: 1 RIES, 
do. . sh‘ 91 50 Pr. Eod.-Or.-Act.- — 
ee. ee 99.70 8 , Cent, Bod, Cra 9½ — 14 1125,30 b2& 
4% P. 4 ag ae e zl: 1 110360 50 
do, E. 3½ 91.90 ba Sache, Ban! — ‚60 ba 
. Inh 103,28 ben schl. Bank-Versie| 8 — |4 1107,00 B 
G WD —.— 85 x Wiener Unionsbk.| 6 |— 44 214.00 @ 
A do. N. 4 . 
do. von 1873.4 1 100,00 B In Liquidation, 
40. Von 1894.047103 Contralb. Lëenoagl — — fr.] 10,50 8 
SM do, von 1879. 4½% 104.80 vad Kringe Bun I J @ 
E do. von Dé EE REN Kees I= Ihe 
Wa, ` do. Brieg-Neisse . ½ 12.50 bzB r ET ee 
Ka do. Gosetüderb 5 | — — Industrie-Paplere, 
* do. Stargard-Posen - 4 99,00 6 
A do, do. II. Kn. 4½ 102,75 G D. Eisenbahnb,-@ | 0 — 4 490 bag 
D do, do. III. Em 4½ 102,75 G Märk.Sıh.Masch.@| 0 — 11 35,76 bet 
A do, Wdrschl. Zwgb. 3! — — Kordd, Gommifab,| I — 4 | 43,00 B 
` reusa, Südbahn . 44½ 102,00 & — 
K Rechte -Oder- Ufer... 44 1050 o fernyr-Vers-Act. 2 — 4 8875 0 
2 Schles w. Eisenbahn q A| — — Schles, Feuervers. 22 — ftr. ES o 
! Charkow-Asow gar.. 6 | 96,76 ba Bismarekhütte. 12 — 4 11860 bet 
Ao. do, In Ptd. Gtor. 65 92,60 6 oonnersmarahutt] 1½ | — 4 | 6380 bz 
Charkow-Kremen, gar. 5 96,00 bzB ie eg e 4 — ar 9 
do. do. in Pfd. Storl.( | — — D — { — 78 b 
Rjäsan-Koslow gar.. 5 101, ba Zönige- u.Lsurah.| 6½ — 4 123 40 bz 
Dus-Bodenbach . 5 86,10 8 Lauchhammer 0 — 14 33.60 bt 
do, U, Emission, 0 —.— B agree R - — D Le 5 7 
Prag - DU un... .f fr. 80 ba Jong. enhütts , — 145, 
Sal OarkLudw.-Bahn [6 9010 G do, Oil $ S P 110.00 ER 
dn, ds neues ` zB Schl. Kohlonwerkel — | — io 112 2 
Kkaschau- Oderberg. . Ja 78,10 bz f8chi,Zinkh,-Actien] 5½ — 4 | 97,00 B 
do. Gold.-Prior. ..5 | 91,60 bs Län, Bt-Pr.-Act.| Dik) — 4½ 101, bzB 
Ung. Nordostbahn .|5 7 — En 7 — Ay 5 ` 855 ` 3 
Ung. Ostbahn 8 |7 2 ppolu. Port, Cem 44 — s 
— AT Ja 20700 0 dedschowits or arr, ` — 72,00 b2G 
5 1 0 EN . 
S me Za 85 eig a 
do. de, IV. 5 77 a — 
Män ische Grenzbahn 6 67,20 G Breet, E.-Wagenb.| 345 | — 4 | 80,50 bzG 
Mähr. Schl,Os»tralbatın| fr. 29,90 bzG do, ver.Oelfatr,) 71a | — (4 | 83,50 bag 
Kronpr, Rudoli-Bahn 9 | 83,70 G do. Birassentahn| 61; — 4 [124,00 ban 
Oesterr,-Französischs .|3 — SC? re 8 SE S a - — Lei — 
do. 40. II. 3 37 Grip, Eisenb.-B. — b 
do. südl. Staatsbahn |3 274,73 bzG Hoflm sWag.-Fabr| 2 — A 33 00 bzB 
do. noue|l3 24.60 bat O.-Schl. Eisenb B 0 — 4 49,25 bat 
do. Obligationen d | 97,60 bz Schl. T einenfud. 6 — 14 | 8,00 bz& 
Rumän, Wiaenb.-Oblig. 6 100,0 bz do. Por z lan. 2 — 44 31,50 8 
Warschau-Wion u. S e 1 wiihelmsh. MA. 0 — 43850 0 
. do. HE, ` 2 $ 
do. IV. 3 6855 o Keser ge AC 
do, V.. 5 1101,75 bz Bank-Discont 4 pCt 
` do. VL. 5 102,40 ba Lombard-Zinsfuss 5 pCt. 
m. 
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königl. Univerſitäts⸗ 


TH s 


an. 14., 15. Nachm. 2 U. | Abends 10 
d BE Te 1809 ge Enge Zone 1 Ki 
Name der Geſellſchaft. Luftdruck bei 0° (mm) 743 A5 7441 743% 5 
Dunftorud (mm)...... 1,5 13 "EN 
Dunſtſättigung (pct.). 96 88 88 
D ek NW. 2. NW. 2. NW. 1. 
Wetter trübe. bewölkt. trübe. 


SCH DE a ét: 
erl. Landen. ertransp.⸗B.⸗G. 1100 G. 2 
Berl. Feuer⸗Verſich⸗Anſtal «- 2800 8. Breslauer Börſe vom 15. Januar. 
Berl. GE SR të 600 G. (Schluß:Eourfe.) 
Berl. Lehens⸗Verſich.⸗Geſ .. 3100 B. Deutſche Reichsanleihe 4% 100, 60 Br. Preuß. conſol. Anleihe A e 
Berlin⸗Kölner . 2 170 G. 105, 25 etw. ber Schleſiſche altlandſchaftl. Pfandbriefe 34% 92, 00 Gld., 
Colonia, Feuer⸗Verſich.⸗G. zu Köln 6500 G. do. Pfandbriefe Lit. A. 4% 100, 60 bez. u. Gld. Poſener Eredit⸗Pfandbrieſe 
Concordia, Lebens⸗B.⸗G. 85 Köln 1950 G. 4 9, 65 bis 75 bez. u. Br. Schleſiſche Rentenbriefe 4% 100, 25 Br. 
Deuiſche Zenger A. zu Berlin 900 G. Poſener Rentenbriefe 4% —, —. Schleſiſche Boden⸗Credit⸗Bfandbrieſe 4% 
Deutscher Mee - ET 875 B. 97, 60 etw. bez., do. 44% 104, 30-50 bez., do. 5% 104, 40 Gld. Frei⸗ 
Deuiſcher Phoͤni gg 1817 G. burger Prioritäten 4% 99, 40 Br., do. 44% 102, 40 Gld. Oberſchleſiſche 
Deutſche ee, e 195 B. Prioritäten Lit. E. 34 % 91, 60 Gld., do. Lit. D. 4 99, 85 Br., do. 
resdener allg. Transport⸗V.⸗ d 1600 B. Lit. F. 44% 103, 50 Br. Rechte⸗Oder⸗Ufer 44% 108, 50 Gld. Ober⸗ 
Düffeldorfer allg. Transport⸗V.⸗G. 1200 © ſchleſiſche Actien Littr. A., C. D und E. 199, 50 etw. bez. u. Br., do. 
Elberfelder Feuer⸗Verſich.⸗Geſ .. 4600 G Lit. B. —, —. Freiburger Stamm⸗Actien 109, 50 Br. Poſen⸗Kreugburger 
ortuna, allg. B.⸗Act.⸗G. zu Berlin 900 G. Stamm⸗Actien 18, 75 Glo, do. Stamm -Prioritaten 71 Br. Rechte⸗Oder⸗ 
ermania, Lehens⸗V.⸗G. zu Stettin 775 B. Ufer-Eifenbahn 147, 75 Br., do. Stamm-Prioritäten 146, 75 Br. Galia 
Gladbacher Feuer⸗Verſich⸗Geſ.. 1050 G ziſche (Carl-Ludwig) 121, 75 bez. Lombarden —, —. Franzoſen —, —, 
Ala gagel⸗Verſich.⸗Geſ .. 322 G. 6% neue Rumänen 93, 10 Glo. Oeſterr. Goldrente 76 Br., do. Silber⸗ 
Kolni e ae 175 7 Hee 794 B. CH 4 70 bes: do. Kodiech 55 50 Gld., do. 1860er Looſe 124, 15 
Leipziger Feuer⸗Verſich.⸗Geſ .. 10 G ez. Ungar. Goldrente 94, 25 — 20 bez. Polniſche Liquidations⸗ Pfandbriefe 
Magdeburger Allg. Verſich.⸗Geſ. E) 57 bez. u. Br. Ruſſiſche 1877er Anleihe 96, 1 Orient⸗Anleibe I. 
Magdeburger; Bei . — Emiſſion 5% —,—. Breslauer Discontobank 96 Br Breslauer Wechsler⸗ 
Magdeburger Hagel⸗Verſich.⸗Geſ.. bank 99 Br. Deutſche Reichsbank —, —. Schleſiſcher Bankverein 106, 25 
Magdeburger Lebens⸗Verſich.⸗Geſ. ` bez. Schleſiſche Boden⸗Credit⸗Actien 110, 50 Gld. Oeſterr. Credit⸗Actien 
eier er Rückverſich.⸗Geſ . b —,—, Bet ultimo Januar 504, 50 bis 4 bis 6, 50 bez. u. Br. Breslauer 
Niederrh. Güter⸗Aſſec.⸗G. zu ei 10% 750 B. Straßenbahn 125 —125, 50 bez. u. Gld. Linke —, —. Donnersmarchhütte 
Nordſtern, Lebens⸗B.⸗G. zu Berlin 20% 1200 be 63, 75 bez. u. Br. Oberſchleſiſche Eiſenbahnbedarf 49, 25 Gi, Schleſiſche 
Oldenburger Verſich.⸗Geſ . „ 300 B. Immobilien 81, 50 Br. Kramſta —, —. Oppelner Cement 68 00 Br. 
— . Sen a „ 275 B. E Ki = ER Ze gët SE bez 123 bis 123, 25 bei, 
. Lebenz:Berih.Gef. - - :- ee eiterr. Noten 171, ez. Ruſſiſche Noten ez. u. 
si National. m So 2% fi 3 z. u. Br. Befeſtigt. 
ropidentig, V.⸗G. zu Frankf. a. 1 Breslau, 15 ; 
einiſch⸗Weſtfali Se u, 15. Januar. Preiſe der Cerealien. 
E ` 18 Jean EE, EE 100 ge 
Se: Wie, 8 505 ©. ek mitsfere_ _ ,. geringe Blaner- 
Schleſiſche game S Ge... 20 1120 G. hoͤchſter niedrigſt. höchſter niedrigſt. höchſter niedrigſt. 
Thuringia, Verſich.⸗G. zu Erfurt- „ 1350 G W ge A 
Transatlant. Güter⸗Verſ.⸗Geſ. „ 700 G. Weizen, weißen 2180 21 20 21 10 19 40 18 50 17 50 
Weizen, gelber 20 80 20 50 19 70 19 20 18 — 17 — 
„ 300 G. Roggen 21 10 20 80 20 30 19 80 19 50 19 — 
A 16 50 16 — 15 30 14 70 14 — 13 20 
2200 G. Vi ges wee is 15 — 1470 14 10 13 50 13 — 12 20 
„ | 900 et bz. B.] Erbſen 20 30 19 50 19 — 1850 18 — 17 30 


Berlin, 14. Jauuar. [Pro ducten⸗Bericht.] Das Wetter ift bei zur Kg der Marktpreiſe von 
ſtrengem Froſt winterlich ſchoͤn. Der Verkehr in Roggen war heute febr 


anuar hat durch die Aufnahme der Kündigungen eine 


ſeitens einer unſerer ) A 27 
chwerlich auf lange Dauer, einen Rückſchritt verhindern dürfte. Spätere Raps 50 2 

Sichten haben Dë nur unvollſtändig im Werthe behauptet. Der Handel Minter-Rübjen ... 23 — EI 
loco geht böchſt ſchleppend; Eigner mußten entgegenkommen, um Abnehmer Sommer⸗Rübſen.. 23 — 2¹ 
zu finden. — Doerr ang 22 25 20 
wärts zu neigen. — Hafer loco feſt, Termine leblos. — Rüböl obne Aen⸗ Schlaglein 2 25 23 
derung und in ſehr beſchränktem Verkehr. — Petroleum matter. — Spiritus Hanfſaaletet 15 75 15 
bat weiteren mäßigen Preisdruck erfahren. Es fehlt nicht an Käufern, aber] Kartoffeln, per Sad (zwei Neuſcheffel à 75 


beſte 3,50 —5,00 Mark, 
pr. 2 Liter 0,14—0,18 


Kleeſaat, rotbe unverändert, alte ordinär 
Mark, fein 31—36 


56—65 Mark, hochfein 70—75 Mark, exquiſit 


Pl Kündigungsſcheine — —, pr. 


— Mark bez., ver April⸗Mai 197—197 4 —197 M. bez., per Mai⸗Juni 193 Weize 8 

bis 1934—193%½ M. bez., per Juni⸗Juli 1810 187, M. bez. Ger | April⸗Mai Mark Br. 

kündigt 9000 Gr, Kündigungspreis 205% M. — Hafer (pr. 1000 Kilogr.) gel. — Ctr. 
nach Qualität gefordert. — Hafer loco 145—168 M. pro 1000 Kilo nach] per lauf. Monat 138 Mark Gd., 
Qualität gefordert, oſt⸗ and weſtpreußiſcher 148 —155 Mark bez., ruſſiſcher 147 Mark bez. 

147—153 M. bez., pommerſcher, mecklenburgiſcher und uckermärkiſcher 153 Raps 


237 Mark i 

Rüböl (pr. 100 Kilogr.) wenig verändert, 
Br., per Januar 52 Ma 
SET — M., April⸗Mai 51,50 
Mark bezahlt u. Gd., September-October 54,7 

Petroleum (pr. 100 Kilogr. 20 % 2 
32,50 Mark Br., 32 Mark G 

Spiritus (pr. 
Januar 52,50 Gd. 
Mark bezahlt, Mai⸗Inni 55,40 
KC — Mark. 

Zink ohne Umſa 


Roggen 210, 00 Mark, 
* Rüböl 52, 00, Petroleum 32, 50, 


bez., ver Jan. — M. bez., per Januar⸗Februar — M. bez., per April⸗Mai 
152 Mark Gi, ver Mai⸗Jun 152 Mark bez, per Juni⸗Juli — Mark 
bez. Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis — Mark. — Erbſen, Kochwaare 
173—215 Mark, Futterwaare 160 —177 Mark. — Leinöl 65 Mark bez. 

Spiritus loco obne Faß 54,1—53,6 Mark bez., per Januar 54,6 bis 
54,5 Mark bez., per ey E — Mark bez., per Februar⸗März — 
Mark bez., per April⸗Mai 55.8 .—55,5 M. bez., per Mai⸗Juni 56—55,7 M. 
bei, ver Juni⸗Juli 56,7 —56,5 M. bez., ver Juli⸗Auguſt 57,5 —57,2—57,3 
Mark bez., per Auguſt⸗September 58—57,8 M. bez. Gelündigt 30,000 Liter. 
Aundigungspreis 54,5 M. 


ark Br., 


Breslau, 15. Jan., 9% Uhr Vorm. Am beutigen Markte war der 
Geſchäftsverkehr im Allgemeinen von keiner Bedeutung, bei mäßigem An: 
gebot Preiſe unverändert. ; 
Weizen, feine Qualitäten behauptet, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 
19,30 WW a gelber 18,30—19,80 bis 20,80 Mark, feinſte 
Sorte über Notiz bez d 
Roggen, bei mäßigem Angebot unverändert, per 100 Kilogr. 20,00 bis 
20,70 bis 21,10 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. e 
d V d , per 100 Kilogr. 14,50 —15,50 Mark, weiße 16,20 

is O a d 2 

Hafer . per 100 Kilogr. 12,80 —13,80— 14,40 bis 15,00 Mark, 
feinſter über Notiz bezahlt. ; 

Mais ſchwach gefragt, per 100 Kilogr. 12,60--13,20—13,60 Mark. 

Erbſen in ruhiger Haltung, per 100 Klgr. 17,50 —18,50— 20,50 Ma 
Victor a: 20,00 —21,00— 21,50 Mark. 

Bohnen ohne Frage, per 100 Kilogr. 18,50 —, 19,50 — 20,00 Mark. 

Lupinen unverändert, per 100 Kilogr. gelbe 8,80—9,20—9,60 Mark, 
blaue 8,80--9,20— 9,50 Marl. i 

Wicken ohne Aenderung, per 100 Kilogr. 12,80 —13,00 14,00 Mark. 


Börſen Depe 
(W. T. B.) Berlin, 15. 
Credit⸗Actien 506, 50. 
Rumänen —. Laurabütte —. 
(W. T. B.) Derlin, 15. Jan., 12 Uhr 30 
Credit⸗Actien 506, —. 
Laurabütte 122, 70. II. Orient 61, —. 


50, April⸗Mai 196, 50. Rüböl April⸗ 


55 


Februar 27, —. Hafer April⸗Mai 152, —. 
Actien 284, 60. Staatsbahn —, —. Lomba 
Napoleonsd'or 9, 38. Marknoten 58, 12. 
Goldrente 109, 40. Anglo —, —: 


(W. T. B.) Wien, 15. Jan., 11 15 


Oelſaaten in ruhiger Stimmung. Athen 988, . S N i 
S914 glein ohne date, a Lie Be e ee o Pe 
Pro 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. gea, 105, 85 An 

Schlag⸗Leinſaat ... 26 — 24 50 23 — „55. H 
Winterraps 24 — 23 25 22 25 
„ 
Sommerrübſen ..... 2% e e 

Hape kt der 50 gien 6907,20 Mast, eet 6,40 Schu God 32 5 

apsluchen unverändert, per ilogr. 8 R 
bis 6.90 Mart. . ET H D 


per 50 Kilogr. 28010 Mark. 
Kleefamen ſchwacher Umſatz, rother nur feine Qualitäten feſt, per 
50 Kilogr. 34—38—40—45 Mart, hochfeiner über Notiz, — weißer ruhig 
22 —55—60—74 Mark, bochfeiner über Notiz. d 
Tannenklee ohne Frage, per 50 Kilogr. 404552 Mark. 
Thymothee behaupiet, per 50 Kilogr. 20—23—.25 Mark. 
Mehl ohne Aenderung, per 100 Kilogr. Weizen fein 30,25—31,50 Mark, 
Roggen fein 31,75—32,50 Mark, Hausbaden 30,501.50 Mark. Roggen⸗ 
Zuttermehl 10,75 —11,75 Mart. Weizenkleie 9,25—9,75 Mark. 


eu 2,50 —3,00 Mark per 50 Kilogr. d 
ggenftroh 20,0024, Mark per Schock A 600 Kilogr 


feines 


Leinkuchen ohne Aenderung, 


gelegenes Vereinszimmer noch für einige 


Dr. Stein 
u. Comp. ( 


Verantwortlicher Redacteur: 
Druck von Graß, Barth 


200 el = 10 er. 
mittle 


abgelaufene Kündi 
April⸗Mal 144 Mark 


D 1000 Kilogr.) gel, — Ctr., per lauf. Monat 240 Mark Br., 


rk Gd., Januar⸗Februar 52,50 Mark Gd., April⸗Mai 


Jan., 11 Uhr 55 Min. [Anfan 
Staatsbahn 476, —. 
Ruſſiſche Noten —. 


Staatsbahn 476, —. 
Ruſſiſche 
Goldrente 94, 10. Oberſchleſiſche 199, —. Felt. 50 
Weizen (gelber) April⸗Mai 207, 50, Roi e 208, 50. Roggen Januar 
Spiritus Januar⸗Februar 54, —, April:Mai 55, 20. 


(W. T. B.) Wien, 15. Jan., 10 Uhr 10 


errente 1 
dt 


ur Schildkröte, eröffnetes 
estaurant 


empfehle ich einer freundlichen Beachtung. Stammfrühſtück. Mittag, 


3 
tiſch zu verſchiedenen Preiſen. Ein ich in der Woche zu vergeben. 


Hochachtungsvoll Heinric 


R : Karl Pro 
A rere in al 5 


Notirungen der von der Handelskammer ernannten Commiſſion 


Raps und Rübſen. 
ilogramm. 

ord. Waare. 
———— a A 


3 28 

50 19 50 

50 19 50 

25 19 25 

— 22 25 
5 


25 1 — 
Pfd. Brutto = 75 Kilogr.) 


K eringere 3,00 Mark, 
per Neuſcheffel (75 Pfd. Brutto) beſte 1,75—2,50 Mk., geringere 1,50 Mk., 


Mark. 


Breslau, 15. Januar. [Amtlicher Producten ⸗Börſen⸗Bericht. 


Mark, mittel 26— 


Mark, neue ordinar 25—28 M, mittel 36—38 M, fein 
40-42 Mark, hochfein 43 —46 Mark, exquiſit über Notiz. — Kleefaat, 
weiße behauptet, neue ordinär 30—40 Mark, mittel 41—55 Mark, fein 


über Notiz. 


Roggen (pr. 1000 Kilogr.) wenig verändert, gel. — Ctr., abgelaufene 
Febmar 20, Mart Dr, Februct⸗ Marz 208 Mart B 0 Mar, Bremer 
A ba zt e ar r. e — 

April⸗Mai 201 Mark Br., Mai⸗Juni 200,50 Mark Br.. 20 M. Gd. 
a pr 1000 Kilogr.) gef. — Ctr., per lauf. Monat 204 Mark Br., 


d., Januar⸗ 


"oa: SC 


gel. — Ctr., loco 54,50 Mark 


Mark Br., Januar⸗Februar 52 Mark Br., Februar⸗ 
kark bezahlt, Gd. u. Br., Mai⸗Juni 52 


5 Mark Br. 


ara) loco und per Januar 


k Gd. 
100 Liter à 100 %) etwas matter, gek. — Liter, pr. 


54,0 
Juni⸗Juli 56 Mark bezahlt 


Die Börſen⸗Commiſſion. 


See für den 17. Januar. 
eisen 204 00, Hafer 138, 00, Raps 240, — 


Spiritus 52, 50. 


ſchen. 


gs⸗Courſe.] 
Lombarden —, 
Sehr feſt. 

Min. [Anfangs⸗Courſe.] 
Rumänen, neue 93, —. 
Noten 213, 25. Ungar. 


ai 53, 60, Mai⸗Juni 54, — 
Petroleum Januar⸗ 


Min. [Vorbörſe.] Credit⸗ 

rden —, —. Galizier —, — 
Goldrente —. —. Ungar. 

Reſervirt. 


Min. [Vorbörſe.] Credit⸗ 


Lombarden 103 —. Golizier 283, 25. 


Goldrente 88, 95. Ungariſche 


. —. Papiertenſe —, —. Schluß et, 


1410] 


vollſtandig ſeparat 


großes, 


Haeusler. 


